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Deutſchland. 
0. C. Landtags ⸗Verhandlungen. 
48. Sitzung des Abgeordnetenhauſes vom 4. Mai. 


10 Uhr. Am Miniſtertiſche Falk, Miniſterialdirector Förſter, Geh. Rath 
Lucanus. 


Auf der Tagesordnung fteht die zweite Leſung des Geſetzentwurfs be⸗ 


r die evangeliſche Kirchenverfaſſung in den acht älteren Pro⸗ 
inzen. 

Art. 1 der Vorlage lautet nach den Beſchluͤſſen der Commiſſion: „Die 
in der Kirchengemeinde⸗ und Spnodalordnung vom 19. September 1873 und 
in der anliegenden General⸗Synodalordnung vom 20. Januar 1876 beſtimm⸗ 
ten und nach dieſen Vorſchriften zuſammengeſetzten Synodal⸗ 
organe üben die nachſtehenden Rechte nach Maßgabe dieſes Geſetzes.!“ Die 

orte; „und nach dieſen Vorſchriftlen zuſammengeſetzten“ find ein Zuſatz der 
mmiſſion, 

Abg. Brüel erklärt die Prüfung der Vorlage als Aufgabe der lirch⸗ 
lichen Organe, nicht der ſtaatlichen, letztere haben nur die ſtaatliche Aner⸗ 
kennung aus zuſprechen. Um diet idun zu können, bedarf es vor Allem der 
Unterſuchung, ob die Kirchenverfaſſung kirchlich legal entſtanden it. Dies 
müſſe bezweifelt werden, da die Generalſynodalordnung materielle Abände⸗ 
rungen der bereits durch Staatsgeſetz anerkannten Gemeinde⸗ und Synodal⸗ 
ordnung enthalte, was als unzuläſſig zu erachten ſei. Dieſe Illegalität der 
Vorlage allein würde es jedem ſchon zur Pflicht machen, gegen dieſelbe zu 
Stimmen. Im Uebrigen erinnert Redner an ſeine bisherige Stellung zu der 

rage, die er auch heute noch einnehme, er befürchte von dem Geſetze eine 

Beeinträchtigung der Selbſtſtändigkeit der evangeliſchen Kirche und müſſe be: 
dauern, daß man die Provinzialſynoden faſt nur als Wahlkörper betrachte, 
welche die Generalſynode zu Stande zu bringen haben. Bei der der evan⸗ 
geliſchen Kirche von unten drohenden Gefahr des Unglaubens und der von 
oben drohenden Gefahr der Streitigkeiten über die oberſten Machtbefugniſſe 
ſei eine Kirchenverfaſſung nothig, welche die Selbſtſtändigkeit und die Macht⸗ 
befngnifje ver evangeliſchen Kirche in jeder Beziehung auf dem Fundamente 
der Glaubenslehre wahre. (Brabo im Gude g 

Abg. v. Sybel: Die eben gehörte Rede laßt ſich auf zwei Sätze 
fübren; der eine lautet: Weil in dem Allerhöchſten Erlaß dom 10. Dei 

1873 das Wort „definitiv“ ſtebt, iſt die neue General⸗Synodalordnung ille⸗ 
gal, und der andere: meine Herren vom Centrum, enthalten Sie ſich voch 
dieſes Mal nicht ſo friedferlig der Abſtimmung gegen den Miniſter Falk. 
— Die Bedenken über die Legalität der Synodalordnung ſind mindeſtens 
10 Mal vorgebracht, 10 Mal widerlegt; beute daben wir fie zum elften 

ale mit neuen ſpitzigen Wendungen, aber obne neue Begründung zu hören 
bekommen. Ich muß alſo wiederholen, daß der Allerhöchſte Erlaß von einer 
definitiven Ordnung der evangeliſchen Kirche in Preußen in dem Sinne 
zedet, daß auch nach den Worten dieſes Erlaſſes irgend ein Theil der neuen 

rduung definitiven Charakter erſt hat, wenn das Ganze abgeſchloſſen iſt, 
daß auch der Bau der unteren Eiage erſt dann deſinitiven Charakter hat, 
wenn der Oberbau und die Bedachung auf das Gebäude geſetzt iſt, daß 
aber immer noch vorbehalten bleibt, etwa noͤthige Aenderungen des Unter: 
baues durch die Organe des Oberbaues vorzunehmen. Seine Majeſtät 
erklärt in dem Erlaſſe, daß er nach ſo langen Beſtrebungen jetzt zur 
definitiven Ordnung der Gemeinde : Organe und der Synode ſchreiten 
wolle, aljo verlaſſe er zunächſt dieſes Geſetz über die Kirchengemein⸗ 
den und Provinzial Synoden und behalte ſich die Berufung einer 
gußerordentlichen General⸗Synode vor zum Abſchluß der Vorarbeiten inner⸗ 
balb der evangeliſchen Kirche. Erſt beim Abſchluß dieſer Vorarbeiten konnte 
von einer definitiven Geſetzgebung die Rede ſein. Hiermit fällt natürlich 
das ganze Fundament der Erörterung des Vorredners. Wenn erſt nach Er⸗ 
laß der General- Synodalordnung die Provinzial⸗Synodaloronung definitiv 
war, dann konnte auch die außerordentliche General⸗Synode und Seine 
Majeſtät eine Aenderung vornehmen. Der einzige bemerkenswerthe Ein: 
wurf des Vorredners wäre der: wie konnte die Regierung dieſem Haufe 
die frühere Ordnung von 1873 zur ‚Legalifirung vorlegen, wenn ſie nicht 
definitiv gemeint ſein konnte? Sie war für die eine Eventualität, daß fie 
nicht durch jpätere legislatoriſche Acte abgeändert würde, allerdings definitiv 
gemeint. 
Wären keine Aenderungen vorgenommen und wären dieſe Aenderungen 
nicht vom Hauſe legaliſirt worden, dann blieb es freilich bei den früheren 
Beſtimmungen der Synodalordnung. Keineswegs iſt man aber deshalb ber 
dechtigt zu leugnen, daß die außerordentliche Generalſynode und weiterhin 
der Landtag mit feiner Sanction noch Aenderungen in den niedrigen Cta⸗ 
gen des Kirchengebaudes vornehmen lönnte. Der Vorredner bemühte ſich 
jermet, feiner Abneigung gegen dieſen Geſetzentwurf die Stimmen feiner 
Partei des Centrums binzuzugewinnen. Wir lennen alle ſehr wohl noch 
aus früheren Berathungen die Erklärung dieſer Partei, man überlaſſe uns 
Liberalen, mit Verletzung der heiligiten Principien ohne Rückſicht auf con: 
ſeſſionellen Unterſchied kirchliche und kirchenpolitiſche Geſetze für einzelne Con⸗ 
feſſionen zu berathen; den Principien nach ſeien nur die Confeſſionsgenoſſen 
bei ſolchen Geſetzen ſtimmberechtigt. Ich meine, wenn man damals, bei ber 
Berathung der Kirchengemeindeordnung die itio in partes für nolhwendig 
erklärte und ſich der Abſtimmung enthielt, jo muß man conſequenter Weiſe 
ſich auch heute einer ſolchen enthalten. Es ware allerdings ein Vergnügen, 
wenn es bei dieſem Geſetz, wo die Majorität nicht ganz ſicher iſt, gelänge, 
dem Miniſter tüchtig eines zu verſetzen und eine ſolche Gelegenheit unbe⸗ 
nutzt zu laſſen, kann man trotz der früher bethätigten Principien der Ab: 
ftinenz einer großen politiſchen Partei kaum zumuthen. Die Herren von der 
Jortſchrittspartei erklären die Vorlage für nicht derfaſſungsmäßig, weil fie 
eine Anerkennung des durch hiſtoriſches Recht nicht begründeten landesherr⸗ 
lichen Kichenregiments enthalte, wodurch daſſelbe nicht blos conſervirt, ſon⸗ 
dern noch weiter beſtärkt werde, was nach unſerem Verfaſſungsrecht und 
e en einer freiheitlichen Entwickelung nicht geſchützt wer⸗ 
en lönnte. 
„Abg. Virchow bekämpft insbeſondere die Vorlage vom Standpunkte der 
inpipiduellen Freiheit, er findet eine Gefahr für dieſe in der geſetzlichen Con: 
fitnirung und Feſtſtellung der verſchiedenen über einander gethürmten ſyno⸗ 
5 eſſe Korperſchaften; die Bildung derſelben ſei dem ſpontanen freien Er⸗ 
— Fer ber Gemeinden zu überlafien. Wo nicht individuelle Religionsfreiheit 
— Relicdlage aller kurchlichen Formationen bildet, kann allerdings weder 

alte aug noch von Kirche geredet werden, aber gerade von dem Stand⸗ 
pu ſichern jade Religionsfreibeit zu garantiren und gegen jede Anfeindung 
8 1 Perbürge ne ich zu eutgegengejebten Concluſtonen, wie College Virchow. 

a ſchaft (oa ihm denn, daß die individuelle Religionsfreiheit unter der 
Hert deren Lanner Gemeinden veſſer garantirt iſt, als unter den Organen 
der wen uszuſprech n e, oder glauben Sie, daß Sie nur das Wort „Ger 
Meinbe u l rauchen, um damit eine Garantie der persönlichen 
Freiheit zu den det nicht die durch und durch demokralſſche Stabtger 
meinde — en Städter Serdais auf den Scheiterhaufen geſeßt? Haben 
nicht in un ſel von Par als ſie noch ſelbſtſtändige Kleinſtaaten waren, un⸗ 
erhörte Wechſe unſti ere (berrſchaſten ftattgefunden? Sind auf dem kirch⸗ 
lichen Gebiete gün 5 elde von der Kleinſtaaterei — darauf würde es 
binauslommen einem Stadt: en, als auf dem politiſchen und nationalen? 
Kann man 2. x n zu nehme oder Dorfpresbyterium, welches nur Rüchſicht 
auf ſeine Nachbare it A bat, eine eben fo umſichlige Behandlung 
er religiöſen Freihei Mill N 21 als von einer General- Synode, die mit den 

unſchen von zwölf K. innersten muß? Die innere Conſequenz dieſes 
Individualprincips — 1 & 4 — au die enthuſtaſtiſche Ausführung deſſel⸗ 
en Seitens des Abg. von Sau elch en — fordert unbedingt die 

egräumung des Zwanges Der ER 8 — Conſtituirung auch bei den Ge⸗ 
20 0 und Be 1 e e neips der freien Aſſoclation. (Sehr 
ig! im Fortſchritt. 5 . 5 
Es find das nicht atopiſche Dinge. Ein ſolches Kirchenſyſtem oder viel⸗ 
mehr Unkirchenſyſtem exiſtirt auf breitem Boden in langjähriger Praxis bei 
den freien Congregationen Nordamerila 5: es eriſlirt, weil die Bevölkerung 
aran gewöhnt iſt, aber einen amerikaniſchen Staatsmann werden Sie mir 
cwerlich eltiren, der dies Syſtem als eine der erg Seiten der ſtolzen 
Union geſchildert hätte. Ich freue mich, mich hier auf den Collegen Hänel 


— 
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beziehen zu können, der gerade dieſe Entwickelung der Conſequenzen ſeines 

reundes ablehnte, wo die Gemeinde aus der Geſammtheit der Abonnenten, 

ubſcribenten und Pränumerenten für das Engagiren eines Predigers be: 
ſtebt, dem ſie nach Belieben kündigt, und wo Jeder, Theologe oder Nicht⸗ 
theologe, ſich ein Local anſchaffen und gegen beliebiges Entree feine Glaubens⸗ 
lehren vortragen kann. Bei uns würde der ganze Eifer der Diſſidentenſchaft 
ſich dieſer Waffe bemächtigen, ſowohl der linken als ultrarechten Seite, Sie 
würden Spiritiſten, Mucker und Inſpirirte aller Art bekommen, die Bepöl⸗ 
kerung würde ſich ſchließlich mit Ekel und Ermüdung bon an Kirchenweſen 
abwenden, die evangeliſche Kirche würde in ſierile, aller Welt laſtige Staub: 
klörner zerſchlagen werden, und die Frage, weſſen Geſchäft damit gemacht 
wäre, würde Niemand beſſer beantworten können, als Herr Windihorſt 
(Meppen). Sie feben, der unbedingte Individualismus würde bier wie 
überall den rohen Kampf ums Daſein eröffnen, wo der Starke den Schwachen 
ausbeutet. Der Abgeordnete Hänel hat zum Mittelpunkt ſeines Widerſpruches 
die Polemik gegen das landesherrliche Kirchenregiment gemacht, das ohne 
einen rechtlichen Beſtand in früherer Zeit durch das Landrecht eine Zeit lang 
abgeſchafft geweſen ſei und jetzt zum erſten Mal zu einem wichtigen recht⸗ 
lichen Factor erhoben werden ſolle. Amicus Plato, magis amica veritas. 
Das landes berrliche Kirchenregiment der proteſt mtiſchen Fürſten in Deutſch⸗ 
land iſt geboren worden auf dem Reichstage zu Speier von 1526, und wenn 
man es als aus einem Nothſtande bervorgegangen erklärt, ſo war der ganze 
ſogenannte Nothſtand der, daß s nicht gelang, die Majorität des Reichs⸗ 
tages zu beſtimmen, in ganz Deutſchland die päpſtliche Herrſchaft abzu⸗ 
ſchaffen, ſondern nur für die don der proteſtantiſchen Bewegung bereits er⸗ 
füllten Territorien die Sanction des Reiches für das Jus reformandi zu 
gewinnen. 

Dieſes Recht, ſeit dem Augsburger Religionsfrieden von der böchſten 
Inſtanz des Reiches anerkannt, bat das ganze proteſtantiſche Leben geſtaltet 
und zu Kirchenordnungen geführt, in denen ausprüglich den Füxrſten das 
biſchöfliche Recht in der Kirche, das Jus sacrorum, beigelegt worden it. So 
in Schwaben, Sachſen und Brandenburg und als Erben ihrer Ahnen haben 
unfere Kurfürſten und Könige dieſes Recht überkommen. Dieſe Stellung — 
der Doctorſtreit, ob die richtige: Bezeichnung dafür summus episcopus oder 
praeeipuum. membrum iſt, iſt gleichiültig — erhielt auch das Landrecht 
aufrecht. Einer der Redacteure des Landrechts, Suarez, hält allerdings die 
1 des landesherrlichen Epiſkopats für zweifelhaft, aber es iſt darin die 

öglichkeit für alle kirchlichen Geſellſchaſten, ſich zu Verbänden zuſammen⸗ 
zuſchließen, ſtatuirt und ſogar in Bezug auf die römiſch⸗katholiſche und pro⸗ 
teſtantiſche Kirche der wirklich vollzogene Vorgang anerkannt. Die Oberauf⸗ 
ſicht über alle Kirchen, das jas eſrca sacra, gehört dem Staate und wird 
durch das geiſtliche Departement verwaltet, die geiſtlichen proteſtantiſchen 
Oberen ſind die kirchlichen Conſiſtorien. Der König hat alſo ebenſowohl das 
jus eirca sacra wie das jus sacrorum, nämlich den Inbegriff der kirch⸗ 
lichen Aufſichtsrechte, die das Landrecht als biſchöfliche Rechte bezeichnet, das 
erſte von den Staatsbehörden, das andere durch ein beſonderes Departement 
und die Conſiſtorien verwaltet. Im Jahre 1808 übertrug Friedrich Wil ⸗ 
helm III. auch die kirchliche Verwaltung den weltlichen Behörden, 1817 wur« 
den die Conſiſtorien bekanntlich wieder hergeſtellt, wenn auch mit beſchränkter 
Competenz. In welcher Eigenſchaft hat er 1817 die Union veranlaßt, 1834 
ſeſtgeſtellt, in welcher die rbeiniſch⸗ weſtfäliſche Kirchenordnung erlaſſen? 
Friedrich Wilhelm IV. ſagte wohl: mich dürſtet nach dem Augenblick, wo ich 
meine biſchöflichen Rechte in die berechtigten Hände zurücklegen kann, er iſt 
ſie aber nicht losgeworden und behielt fie bis an fein Lebensende. Der 
Artikel 15 der Verfaſſung bat an dem früheren Zustande nichts geändert. 
Die Frage ſteht jetzt fo: wollen Sie durch Bildung von Synoden, von zeprä« 
ſentauven Körpern, der epangeliſchen Kirchengeſammtbeit den bisberigen ab⸗ 
ſoluliſtiſchen Zuſtand des Kirche nregiments modificiren, oder ziehen Sie die 
abſolutiſtiſche Form vor? we ; 

Der Abgeordnete Hänel hat mit der ihm eigenen Präciſion geantwortet: 
lieber das Alte, denn der abſolutiſtiſche Charalier hat ſeine natürliche Dex 
grenzung dadurch gefunden, daß der summus episcopus in Deutſchland nur 
im Pluralis vorhanden war, daß ſich alſo nicht an einer Stelle die verderb⸗ 
liche Wirkung geltend machen konnte, jetzt aber ſoll eine Verfaſſung gegeben 
werden, von der Anhänger und Gegner ſagen, daß ſich um ſie allmälig alle 
proteſtantiſchen Kirchen Deutſchlands ſammeln ſollen. — Nun, meine Herren, 
eine Annexion der nichtpreußiſchen evangeliſchen Kirchen Deutſchlands kann 
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den und ſchlimm genug fein. Was nun im Einzelnen die Synodalorgane bes 
trifft, welche bier in Betracht kommen, ſo muß ich behaupten, daß wir darin 
überall nicht eine wirkliche Vertretung der Gemeinden jeben können. In 
Bezug auf die Kreisſynode kann ich mich beiſpielsweiſe nicht damit einver⸗ 
ſtanden erklären, daß die ſämmilichen Geiſtlichen geborene Mitglieder derſelben 
find, wenigſtens fo lange nicht, als den Gemeinden nicht die freie Pfarrers 
wahl zugeſtanden iſt. Leider hat der Cultusminiſter uns in dieſer Beziehung 
keine günſtigen Ausſichten eröffnet, fo daß die fo dringend nothwendige Auf⸗ 
hebung des Patronats wieder in weite Ferne gerückt iſt. - 

Ebenſo muß ich es als ungehörig zurückweiſen, daß den Kreisſynoden der 
Vorſitzende von oben ber gegeben, ihnen aber nicht das Recht gewährt wied, 
ih den Superintendenten ſelbſt zu wählen, wie es nach der Kirchenordnung 
von 1835 im Rbeinland doch geſchiebt. In gleicher Weiſe ſtellen die aus 
ſolchen Kreisſynoden hervorgegangenen Provinzialſynoden und ebenſo wenig 
die aus dieſen herausfiltrirte Generalſynode eine wirkliche Vertretung nicht 
dar, zumal dieſe beiden Stufen obenein noch mit ſo und ſo viel landes⸗ 
bertlich ernannten Mitgliedern durchſetzt ſind. M. H.! ich kann dem Träger 
des Kirchenregiments vom proteſtantiſchen Standpunkte aus das Recht nicht 
zugeſtehen, ſeinerſeits fo und jo viel Mitglieder in die Generalſynode zu ent⸗ 
ſenden und daher auf deren Beſchlußfaſſung einen durchgreifenden Einfluß 
auszuüben, wenigſtens ſoll man dann nicht vom Ausdruck der Kirche ſprechen. 
Ich komme jetzt auf das, was der Abgeordnete p. Sybel über das lan des⸗ 
herrliche Kirchenregiment ausgeführt und was faſt in jeder Hinſicht falſch 
und irrig iſt und zwar ſo, daß ich erſtaunt bin, bei einem Hiſtoriker don der 
Bedeutung des Herrn v. Sybel auf ſolche Behauptungen zu ſtoßen. Seit 
dem 16. Jahrhundert iſt der Summepiſkopat ſtets beſtritten, ſchon Spener 
nannte ibn eine „unrechtmäßige Gewalt“, „ein recht Papſthum“ und felb 
Friedrich Wilhelm IV. erklärte offen, daß er von folder Beſchaffenheit ſei, 
binreichend „die evangeliſche Kirche zu lödten, wäre fie ſterblich.“ Wenn 
v. Sybel beſtreitet, daß es ſchon von den Reformatoren als ein „Nothſtand“ 
angeſehen worden, ſo iſt das unbegreiflich, da Luther dies wiederholt aus⸗ 
ſpricht und die Landesherren als „Nothbiſchöfe“ bezeichnet. — Es wird nun 
geſagt, die Kirche habe ſich die Synodalordnung gegeben: das beſtreite ich. 
Der Cultusminiſter Dr. Hermann und Miniſterialdirector Förſter haben ſie 
gegeben und die Generalſynode hat Ja geſagt. Wenn nun auch der Abg. 
b. Kirchmann die Synodalordnung als „ein Meiſterſtück politiſcher Klugbeit“ 
bezeichnet und ſagt, es müßten alle politiſchen Parteien dafür ſtimmen, ſo 
erkläre ich, daß wir das entſchieden nicht thun werden. . 

M. H., weil ich in dieſer ganzen Verfaſſungsorganiſation fo ziemlich das 
Gegentheil von dem ſebe, auf was wir binauskommen ſollten, nämlich die 
Selbſtſtändigkeit und Freiheit der evangeliſchen Kirche im Sinn und Geiſt 
des proteſtantiſchen Prinzips, das zugleich ja auch ein Culturprinzip iſt; weil 
ich mich nicht dazu berbeilaffen will, das landes herrliche Kirchenregiment als 
eine defintive und organiſche Einrichtung mit meiner ſtaatsgeſetzlichen Sanction 
zu begründen; weil ich ein proteſtantiſches Papſtthum nicht herſtellen und 
cäſareopapiſtiſche Zuſtände in der evangeliſchen Kirche nicht ſtatuiren will, 
darum muß ich der ganzen Synodalordnung und auch dem Art. 1 des uns 
vorliegenden Synodalgeſetzes ein entſchiedenes Nein entgegenitellen. 

Die Debatte über Art. 1 wird hiermit geſchloſſen. 

Berichterſtatter Abg. Gneiſt: Die Einwürfe des Abg. Brüel beruhen 
zum großen Theil auf einer Verwechſelung zwiſchen einer definitiven und 
einer unabänderlichen Synodalordnung; eine unabänderliche hat gar nicht 
vorgelegen, definitiv war allerdings ſchon die vom 10. September 1873. Der 
Standpunkt, den der Abg. Knörke vertrat, die Verſuche, die Autonomie der 
einzelnen Gemeinden in der evangeliſchen Kirche berzuſtellen und zu voll⸗ 
enden, ſind ſchon ſeit Jahrhunderten gemacht worden, daben ſich aber jteiß 
als illuſoriſch erwieſen. Stets IR man ſich durch die Natur der Sache ges 
zwungen, über die Kirchthurms⸗Politik der Einzelgemeinden hinauszugehen 
und ſich zu gemeinſamen Inſtitutionen zu verbinden. Und dies Bedürfniß 
iſt ſo zwingend geweſen, daß in Ermangelung aller anderen Organe die 
Einzelgemeinden ſich haben mit den oberen Staatsbehörden in Verbindung 
ſetzen und das obere Kirchenregiment lediglich zu einem Staatsregiment 
machen müfjen. Die Majorität des Hauſes wird für die Vorlage ſtimmen, 
weil fie anerkennt, daß die Generalſynodalordnung in durchaus geſetzlicher 
Weiſe zu Stande gekommen, und weil fie das Vertrauen hat, daß dieſelbe 
der evangeliſchen Kirche — welcher der moderne Staat mehr als irgend 
einer anderen Inſtitution verdankt — künftig zum Heile gereichen werde. 


durch den General Moltke oder preußiſche Bataillone nicht vorgenommen (Beifall 


worden, vollzieht ſie ſich aber auf Grund der freien Anerkennung der übrigen 
Kirchen, ſo giebt es dafür nur das Moment der Bewunderung der Trefflich⸗ 
keit dieſer Kirchenverfaſſung. Es iſt denn gegen dieſe Umgeſtaltung der 
Kirche die Gewiſſenhaftigkeit und Gewiſſensängſtlichkeit, mu welcher der 
Summepiſkopus in der alten Zeit in Preußen ſein Amt verwaltet habe, an⸗ 
gelabet worden. Man befürchtet, daß für den Bundesherrn, als Träger des 

irchenregiments, dieſe Gewiſſensängſtlichkeit fortfalle, daß er, wenn er das 


Votum der General⸗Synode hat, durchgreifen und vorwärts gehen wird und G 


daß dann die ſorgfältigen Bedenken verſchwinden werden. em wird aber 
das Geſetz, das immer ſtreng, feſt und deshalb unparteilſch und gerecht iſt, 
nicht lieber ſein als die patriarchaliſche Willkür, die gelegentlich milde und 
2 fein kann, zuweilen aber auch mit Fäuſten drein ſchlägt. Endlich 
tellt man dieſen Einrichtungen noch die Parität entgegen; man befürchtet 
nämlich, der Landesherr könne zu Gunſten der evangeliſchen Landeskirche als 
Summepiſtopus derſelben feine ſtaatlichen Befugniſſe unparteiiſch verwalten. 
Wenn aber eine ſolche Geſinnung bei einem Monarchen vorhanden wäre, jo 
bedarf er zur Bethätigung derſelben in der That nicht erſt die Stellung des 
Summepiſtopus innerhalb der evangeliſchen Kirche. l 

Die Stellung des Summepiſtopats hat gegen die Parität doch nur die 
Folge, daß dieſe doppelte Machtbefugniß des Oberhaupis von Staat und 
Kirche die ah Durchführung der kirchlichen und lirchenpolitiſchen Geſetze 
auf dem Gebiete der evangeliſchen Kirche beſſer garantirt, als auf denjenigen 
Kirchengebieten, wo das Staalsoberhaupt nicht Summepiftopus iſt. Wir 
ſollten das Summepiſkopat doch beute ſchon ſchätzen gelernt haben! Diele 
Verbindung der kirchlichen und politiſchen Macht⸗Befugniß ſchneidet mit 
einem Schlage jede Möglichkeit eines Conflicts zwiſchen Staat und Kirche ab. 
Sobald dieſe Perſonal⸗Union exiſtirt, iſt der wirkliche Kampf zwiſchen Kirche 
und Staat in der Wurzel unmöglich geworden. Einer ſolchen Segnung 
gegenüber nehme ich gern dieſez und jenes in der Geſetzesvorlage, was mir 
perſönlich vielleicht nicht gefällt, mit in den Kauf. Eine Inſtitution, die die 
tiefiten Quellen des nationalen Elends, die ſich im 16. und 17. Jahrhundert 
in Deutschland ergoſſen haben, ein für alle Mal ſchließt, iſt eine ſegens⸗ 
reiche, eine im echteſten Sinne des Worts nationale. Stimmen Sie daher 
für den Art. 1, welcher den Grundſatz und den Zweck der ganzen Vorlage 
ausſpricht. 

Abg. Knörcke: Es liegt in dieſem Art. 1 das ganze Princip, auf welches 
bin die jetzige Verfaſſungsentwickelung der evangeliſchen Kirche vorgenommen 
worden iſt, ein Princip, welches ich und meine politiſchen Freunde für ein 
unproteſtantiſches, für ein freiheitsgefahrliches und darum für ein verwerf⸗ 
liches halten. Wenn ich mich aber mit aller Entſchiedenheit gegen dieſe Orga: 
niſgtion ausſpreche, ſo thue ich es nicht, weil ich darauf ausginge, die evan⸗ 


geliſche Kirche aufzulödſen. Im Gegentheil, weil ich dieſelbe aufbauen mochte] S 


auf geſunden proteſtantiſchen Grundlagen und im Sinne und Geiſte des 


roteſtantiſchen Freiheinsprincips, darum ſtelle ich mich jo entſchieden in die] C 


ppoſition. Weil wir das Gegentheil von dem bier erkennen, was wir unter 
Verwirklichung des proteſtantiſchen Gemeinde⸗ und Freiheitsprineips verſtehen, 
ja eine directe Verkümmerung und Verleugnung dieſes Prineips, darum er⸗ 
klären wir uns gegen dieſe Entwickelung. Ich babe nach alledem, was ich 
bier bei der erſten Leſung und ſodann in den Commiſſionsverhandlungen 
gehört, eine andere Ueberzeugung nicht gewinnen können, da eigentlich ſämmt⸗ 
liche Redner, die zur Sache geſprochen, die Verwerflichkeit der Synodalord⸗ 
nung bewieſen; aber die Herren von jener be nationalliberalen) Seite find 
am Ende ihrer Beweisführung zu dem Schluß gekommen: indeß müſſen wir 
das Geſetz doch annehmen. Meine Herren! es handelt ſich jetzt darum, der 
evangelischen Kirche endlich die ihr verheißene Selbſtſtändigkeit zu geben, aber 
das, was geſchieht, kommt ziemlich auf das Gegentheil davon hinaus. Der 
Abg. Wehrenpfennig ruft mir eben zu, ich möchte nicht fo. ſchlimm fein, nun, 
meine Herren, ich ſage, dieſer Organifation gegenüber kann man gar nicht entſchie⸗ 


Beifall.) 

Artikel 1 wird hierauf gegen die Stimmen des Centrums und eines ge⸗ 
ringen Theils der Fortſchrütspartei vom Haufe angenommen. 

Artikel 2 lautet: Die Kreisſynode übt die ihr in der Kirchengemeinde⸗ 
und Synodalerdnung vom 10. September 1873 zugewieſenen Rechte in Be⸗ 
treff 1) der in den Kirchengemeinden beſtehenden und der den Kirchenge⸗ 
meinden des Synodalkteiſes gemeinſamen Einrichtungen und Inſtitute für 
chriſtliche Liebeswerke, 2) des Kaſſen⸗ und Rechnungsweſens der einzelnen 
emeinden und der kirchlichen Stiftungen innerhalb des Bezirks, 3) der 
Kreisſynodalkaſſe, des Kreisſynodalrechners, des Eiats der Kaſſe und der 
Repartition der zu derſelben erforderlichen Beiträge der Kirchenkaſſen und 
Gemeinden, 4) der ſtatutariſchen Ordnungen. 

Die zur Ausübung dieſer Rechte erforderlichen Beſchlüſſe werden nach 
§ 52 Abſ. 3, 4 gefaßt. 

Abg. Windpthorſt (Meppen): Ich babe mich zum Wort gemeldet, nicht 
um eine ſachliche Discuffion zu führen, ſondern um genau die Stellung zu 
bezeichnen, die meine politiſchen Freunde und ich zu dieſer Vorlage ein⸗ 
nehmen. Ich habe dieſe Geſammtſtellung ſchriftlich ſormulirt, um nach keiner 
Seite bin durch die Debatte über die Grenze hinausgetrieben zu werden, die 
ich in dieſer Sache einzunehmen genöthigt bin. Dieſe meine Geſammtauf⸗ 
faſſung iſt folgende (der Redner verlieſt nachſtebende Erklärung): „Die evan⸗ 
geliſche Kirche hat nach der Natur der Sache und nach allgemein kirchen ⸗ 
rechtlichen Grundſätzen das unzweifelbafte Recht, ſich ſelbſtſtändig und von 
ſtaatlicher Einwirkung unabhängig zu conſtituiren. Die Ausübung dieſes 
Rechtes wurde in Artikel 15 der Landesverfaſſung ausdrücklich anerkannt. 
Der Artikel 15 der Verfaſſung iſt zwar formell aufgehoben, damit iſt aber 
der darin anerkannte, auch obne ſolche Anerkennung rechts beſtandige Grund⸗ 
ſatz nicht reprobirt, noch weniger ſind die durch Artikel 15 beſeingten ent⸗ 
gegenſtebenden landesgeſetzlichen Beſtimmungen durch die einfache formelle 
Aufhebung des Artikels 15 der Verfaſſung wiederhergeſtellt. 

Darnach können meine politiſchen Freunde und ich die ſtaatlichen Organe 
als ſolche in keiner Weiſe für zuſtändig erachten, auf die Conſtituirung und 
Organiſation der evangeliſchen Kirche einzuwirken. Nur für die Auſhebung 
der dieſer ſelbſtſtändigen Conſtituirung und Organiſation eiwa noch entgegen: 
ſtehenden landesgeſetzlichen Beſtimmungen könnten wir uas erklaren, und 
einem Staatsgeſetze, welches alle der jelbititännigen Conſtituirung und Or⸗ 
ganiſation der evangeliſchen Kirche etwa entgegenſtehenden landesgeſetzlichen 
Beſtimmungen aufhebt und in dieſem Sinne einer geſetzmäßig zu Stande 
gekommenen General⸗Synodalordnung die Sanction ertbeilte, könnten wir 
um ſo bereitwilliger zuſtimmen, als es im wohlberſtandenen Intereſſe Aller 
liegt, daß die evangeliſche Kirche ſelbſtſtändig und von ſtaatlicher Aufſicht 
frei geſtellt wird. Das vorliegende Staatsgeſetz beſchränkt ſich auf eine 
auction der General⸗Synodalordnung in dieſem Sinne nicht, erhebt viel⸗ 
mehr in der Faſſung der Regierung, mehr aber noch in der Faſſung der 
ommiſſion den Anſpruch, auf dieſelbe direct oder indirect weſentlich eins 
zuwirken. Wenn wir uns hiernach auch ſelbſtverſtändlich jede Aeußerung 
über die Zweckmäßigkeit oder Unzwedmäßigteit der General⸗Synodalorduung 
ſelbſt verſagen, da wir dieſelbe lediglich für eine innere Angelegenheit der 
N e Kirche balten, ſo müſſen wir uns gegenüber dem bier allein 
zur Berathung ſtebenden Staatsgeſetz, jo wie es vorliegt und noch mehr, 
wie es von der Commiſſion verändert iſt, ablebnend verhalten. 

Dieſer ablehnenden Haltung würden wir am liebſten dadurch einen Aus⸗ 
druck geben, daß wir uns der Abſtimmung über dieſes Staatsgeſetz im 
Ganzen und im Einzelnen enthielten, und wir würden dieſe Enthaltung ein⸗ 
treten laſſen, wenn wir nicht in der durch die Generalſynodalordnung, fo 
wie geſchehen, getroffenen Veränderung der definitiv erlaſſenen Gemeinde⸗ 
und Provinzzalſynodalordnung vom Jahre 1873 eine Verlegung der zu Recht 
beſtebenden Verfaſſung der edangeliſchen Kirche erblicken müßten ee 


und wenn nicht in dem in Frage ſtehenden Staatsgeſetze, insbeſondere in 
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s 12, Grunpſäze über das Verbällniß der Kirche zum Staate zur Nußdruck 
1 1 9 gebracht Wird e, zu welchem eng = nit ſchweigend 
verhalten können. Sollten durch den Lauf der weiteren Verhandlung die 


N 


borſtehenden Bedenken gehoben werden, fo behalten wir uns vor, unſere 


Haltung zu dieſer Geſetzesvorlage in dritter Berathung zu modifickren.“ — 
Hierauf beſchränke ich mich und antworte auch bei dieſer Gelegenheit nicht 
auf die Provocationen, auf die auch heute der Abg. v. Sybel nicht verzich⸗ 
ten zu müſſen geglaubt hat. Es wird eine Zeit kommen, wo ich ihm ant⸗ 
worte und dann gründlich. Der gegenwärtige Augenblick ift mir zu ernſt. 
Auf eine Anfrage des Abg. Richter (Sangerhauſen) wegen der Beru⸗ 
fung der Kreisiynoden erwidert Beni 8 
Cultusminiſter Falk: Aus den Mittbeilungen der Zeitungen über die 
Berufung der Kreisſynoden habe ich Veranlaſſung genommen, den Ober⸗ 
Tichenraty um Auskunft darüber zu erſuchen, und habe erfahren, daß es 
allerdings dort für wünſchenswerth erachtet worden ift, die gegenwärtigen 
Kreißſyndden noch über gewiſſe innere kirchliche Angelegenheiten zu bören, 
um ibren Ratb zu vernehmen. Die Frage, ob das richtig oder nicht richtig 
iſt, ftebt nicht meiner Cognition zu, in der Sache wird jedenfalls irgend 
welcher Nachtheil daraus ſich nicht ergeben. Es find in dieſem Augenblicke 
bereits die Einleitungen getroffen worden, um die SS 42 und 43 der Gene⸗ 
ralſynddalordnung zur Ausführung zu bringen. 5 2 
Abg. Dr. Virchow begründet die Taktik, welche ſeine Fraction in der 
8 Berathung der Vorlage einzuſchlagen habe. Prinzipiell der 
uffaſſung Windtborſt's ſehr nahe ſtehend und das Recht der evangeliſchen 
Kirche auf ſelbſtſtändige Conſtituirung anerkennend, müſſe die Partei dennoch 
dieſer Generalſynodalordnung gegenüber entſchieden darauf halten, daß die 
Rechte des Staates gewahrt und Uebergriffe der kirchlichen Organe auf das 
ſtaatliche Gebiet verhindert würden. Aus dieſem Grunde werde man alle 
dieſen Zweck verfolgenden Anträge der liberalen Freunde der Vorlage unter⸗ 


ſtützen, wie dies ſchon in der Commiſſion geſchehen ſei. 


Art. 2 wird hierauf nach dem Vorſchlage der Commiſſion angenommen. 
Art. 3 lautet: Den Gemeinden ſtebt gegen Beſchlüſſe der Kreisſynode 


wegen Repartition der zur Kreisſynodalkaſſe erforderlichen Beiträge binnen 


21 Tagen ſeit Zuſtellung des Beſchluſſes Beſchwerde zu. Ueber die Be⸗ 
ſchwerde entſcheidet die Staatsbehoͤrde. 5 1 

Abg. Klotz beantragte dagegen folgende Faſſung: Die Ausſchreibung der 
für kirchliche Zwecke erforderlichen Steuern erfolgt in Procentſätzen des in 
jedem Jahre für die Mitglieder der Kirchengemeinde feſtgeſtellten Einnahme⸗ 
Solls der Klaſſen⸗ und claſſificirten Einkommenſteuer. Den einzelnen Ge⸗ 
meinden bleibt überlaſſen, das hiernach feſtzuſtellende Kirchenſteuer⸗Soll in 
derſelben Weiſe aufzubringen, wie dies in Betreff der Gemeindekirchenſteuer 
($ 31 Nr. 6 der Kirchengemeindeordnung) geſchiebt. 

Abg. Klotz motivirt feinen Antrag mit dem Hinweiſe, daß durch das 
darin vorgeſchlagene Steuerſyſtem der Billigkeit Rechnung getragen, die nach 
der Vorlage ſehr verwickelte Verwaltung vereinfacht und in der Weiſe durch⸗ 
ſichtig gemacht werde, daß jeder einzelne Steuerzahler ſelbſt controliren könne, 
ob die betreffenden Organe bei der Veranlagung in den Schranken des Ge⸗ 
ſetzetz geblieben ſind. 

Auf den Vorſchlag des Präſidenten wird der Artikel 3 vorläufig 
abgeſetzt, um zuſammen mit Artikel 8, 8a, 10, 14 und 14a ſpäter discutirt 


zu werden 


Die Art. 4, 5, 6 und 7 werden ohne Digeuſſion nach den Vorſchlägen 
der Commiſſion angenommen. x 

Art. 9 handelt von der Provinzialſpnode und ihren Rechten. 

Abg. Krech bittet, für die Wahl der Vertreter zur Provinzialſynode be⸗ 
ſondere ſtädtiſche Wahlkreiſe zu bilden, damit hierdurch das ſtädtiſche Laien⸗ 
element genügend zur Geltung komme, da die aus dieſem hervorgehenden 
Vertreter größtentheil® den gebildeten Stand repräſentiren. 

Art. 9 wird angenommen; ebenſo ohne Discuſſion der Art. 11. 

Artikel 12 lautet in der Regierungsvorlage: } ! 

Kirchliche Geſetze und Verordnungen, ſie mögen für die Landeskirche 
oder für einzelne Provinzen oder Bezirke erlaſſen werden, ſind nur ſo weit 
rechtsgiltig, als ſie mit einem Staatsgeſetz nicht in Widerſpruch ſtehen. 

Bevor ein von einer Probinzialfynode oder ein von der Generalſpnode 
angenommenes Geſetz dem Könige zur kirchenregimentlichen Genehmigung 
vorgelegt wird, iſt die Erklärung des Miniſters der geistlichen Angelegen⸗ 
beiten darüber herbeizuführen, ob gegen den Erlaß deſſelben von Staats⸗ 
wegen etwas zu erinnern ſei. 2 

Abſatz 4 des 8 6 der Generalſynodalordnung vom 20. Januar 1876 findet 
auch auf provinzielle lirchliche Geſetze Anwendung. b ; 

Die Beſtimmungen dieſes Artikels gelten auch in dem Bezirk der Kirchen⸗ 
ordnung vom 5. März 1835 für die Provinz Weſtphalen und die Rhein⸗ 


ovinz. ‚ 
5 Dagegen ſchlägt die Commiſſton folgende Faſſung vor: Die Staatsgeſetze 
geben den Kirchengeſetzen vor. * 

Die Sanction eines von einer Provinzialſynode oder von der General⸗ 
ſynode beſchloſſenen Geſetzes darf bei dem König nicht eher beantragt wer⸗ 
den, als bis durch eine Erklärung des dafür verantwortlichen Staatsminiſte⸗ 
riums feſtgeſtellt worden iſt, daß gegen das Geſetz von Staatswegen nichts zu er⸗ 
innern iſt. In der Verkündigungsformel iſt dieſe Feſtſtellung zu erwähnen. 

Widerſpricht ein Kirchengeſetz oder eine kirchliche Verordnung einem Staats⸗ 

eſetz, fo wird der Widerſpruch durch königliche Verordnung auf Antrag des 
Staats miniſteriums beſeitigt. Die Beſtimmungen dieſes Artikels gelten auch 
in dem Bezirk der Kirchenordnung vom 5. März 1835 für die Provinz Weſt⸗ 
falen und die Rheinprovinz. 

Zu den Beſchluſſen der Commiſſion beantragen: f 

I) Abg. v. Bismarck (Flatow): den Abſatz II. dabin zu faſſen: „Kirch⸗ 
liche Geſeze und Verordnungen, welche vom König mit Zuſtimmung der Ge⸗ 
neralſynode oder einer Provinzialſynode beſchloſſen werden, erhalten ihre ver⸗ 


bindliche Kraft durch die Publication mit dem Zuſatze: daß nach der Erklä⸗ 


rung des dafür verautwortlichen Staatsminiſteriums gegen das Geſetz von 
Staatswegen nichts zu erinnern ſei“ und den Abſatz III. zu ſtreichen. 

2) Abg. b. Cunh: den dritten Abſatz zu ſtreichen, eventuell, für den 

Fall der Annahme dieſes Abſatzes, ihn zu faſſen, wie folgt: „Beſtimmungen 

Reines Kirchengeſetzes oder einer kirchlichen Verordnung, welche in Widerſpruch 
mit einem Staalsgeſetze ſtehen, find ungiltig. Sie können durch einen konig⸗ 
lichen Erlaß ausdrücklich für ungiltig erklärt werden. Die Prüfung der Rechts⸗ 
Ailtigkeit dieſes Erlaſſes unterliegt nicht den im Artikel 106 der Verfaſſungs⸗ 
Urkunde vom 31. Januar 1850 vorgeſchriebenen Beſchränkungen“. 

3) Abg. Löwenſtein: Für den Fall der Streichung des dritten Ab⸗ 
ſazes der Commiſſionsbeſchlüſſe den Abſatz 1 nach der Faſſung der Regie⸗ 
rungsvorlage anzunehmen. . 

1 de Schmidt (Sagan): Abſatz III. der Regierungsvorlage wieder⸗ 
erzuſtellen. 8 ; 

Abg. v. Löper⸗Löpers dorf empfiehlt den Antrag des Abg. von Bis: 
marck, durch welchen der Abſatz 2 viel einfacher und präciſer gefaßt werde, 
als die Commiſſion vorſchlage. Die Streichung des Abſatzes 3 empfehle ſich, 
weil durch denſelben dem Minifterium ein politiſch gefährlicher Einfluß auf 
die Kirche gegeben werde. 

Abg. Löwenſtein hält den von der Commiſſion beſchloſſenen Abſatz 3 
gleichfalls für unpraktiſch, für ſtaatsrechtlich inconſequent und gefährlich, weil 
dadurch einerſeits dem Könige das Recht authentiſcher Interpretation der 
Staats⸗ und Kirchengeſetze gegeben, andererſeits die Vermuthung der Giltig⸗ 
keit für alle nicht durch königlichen Erlaß beſeitigten Kichengeſetze geſchaffen 
werde. Abſatz 1 in der Commiſſionsfaſſung ſei nichts mehr, als ein in feiner 
Allgemeinbeit nichts ſagender Satz, vieldeutig und praktiſch bedeutungslos. 
Bedenklich ſei derſelbe inſofern, als dadurch der Zweifel begründet werde, 
ob das ganze, eine ungiltige Beſtimmung enthaltende Kirchengeſetz oder nur 
dieſe einzelne Beſtimmung ungiltig ſei. Die Regierungsvorlage ſei, wenn 
auch nicht eleganter, als die Commiſſions⸗Beſchlüſſe, doch unzweideutiger. 

Abg. Cuny tritt der Anſicht des Abg. Löwenſtein dei. Der Art. 12 in 
der Faſſung der Commiſſionsbeſchlüſſe verleihe dem Könige in noch höherem 
Grade die Befugniß authentiſcher Interpretation und Declaration der Staats⸗ 
Geſetze als der Kirchengeſetze. Er hält deshalb die Streichung des Abſ. 3 
für unumgänglich nöthig. Eventuell ſei jedenfalls die Beſeitigung der Be⸗ 
ſchränkungen, die der Art. 106 der Verfaſſung dem Richter in Bezug auf 
die Prüfung der Rechtsgiltigkeit königlicher Verordnungen auferlegt, unerläß« 
lich, damit deren materielle Giltigkeit nicht jeder Cogninon durch den Richter 


entzogen bleibe. 


Cultus miniſter Dr. Falk: Bei der erſten Berathung habe ich von vorn⸗ 
berein geäußert, daß die Staatsregierung gerne gewillt fein würde, zweck⸗ 
mäßigen Veränderungen des § 12 ihre Zuſtimmung zu ertheilen. Die 
Commiſſion möge es mir jedoch verzeihen, wenn ich bei näherer Prüfung der 
Vorſchläge der Meinung bin, daß kein ſichtlicher Schaden eingetreten wäre, 
wenn man die Regierungsvorlage unverändert angenommen hätte. Ich freue 
mich, daß dieſe Auffaſſung in Bezug auf die einzelnen Theile ſo energiſch 
und beredt zum Ausdruck gekommen iſt und ich gebe mich der Hoffnung hin, 
daß das Haus das annehmen wird, was die Staatsregierung für abſolut 


f Sal: mn bält. Dies iſt vor Allem mit der Streichung des Abſatzes 3 der 


Fall; derſelbe iſt nicht allein völlig unpractiſch, wie der Abg. Löwenſtein 
nachgewieſen hat, ſondern auch äußerſt gefährlich in ſeinen Folgen. In 
0 2 auf den Abſatz 1 würde ich mich ebenfalls dem Antrag Löwenſtein 
auf Wiederherſtellung der Regierungsvorlage anſchließen. Was den Abſatz 2 


N Nn 


NE 


anlangt, fo ſetzt die Commiſſion an Stelle d ver⸗ 
antwortliche Staatsminiſterium; ch glaube, dieſer Beſchluß geht aus einer 
unzutreffenden Paralleliſirung mit Art. 63 der Verf der von Noth⸗ 
ſtandsverordnungen handelt, bervor; ich bitte Sie daher, auch bier die 
Regierungsvorlage anzunehmen, oder, wenn dieſe nicht, dem Antrag Loeper⸗ 
Loepersdorff Ihre Zustimmung zu ertheilen. 8 . 

Abg. Webrenpfennig beriheidigt den Abſatz 3 der Commiſſions⸗ 
beſchlüſſe. Daſſelbe, was dagegen vorgebracht ſei, könne mit demſelben Rechte 
gegen den nicht angegriffenen Abſatz 2 geltend gemacht werden. Die 
Streichung führe zu dem Reſultate, daß ein ungiltiges Kirchengeſetz fort und 
fort nicht anders als durch ein neues Staatsgeſetz entfernt werden könne, 
d. h. fort und fort beſtehe. Das 5 doch ein ganz außerordentlich verwerf⸗ 
licher Zuſtand. Daß die Königl. Verordnung den Beſchränkungen des 
Art. 106 nicht unterliege, ſei ganz ſelbſtverſtändlich. Wenn er, der Redner, 
ſich nach einer kirchlichen Trauordnung nicht trauen laſſen wolle, ſo könne er 
dazu nicht gezwungen werden. — Abſatz 2 andererſeits der Regierungs⸗ 
Vorlage ſei in dieſer Faſſung unannehmbar. Die Erklärung, ob gegen das 
Kirchengeſetz nichts zu erinnern ſei, die der Cultusminiſter abgebe, genüge 
nicht, dann könne trotz der Erklärung, daß etwas zu erinnern ſei, die Sanction 
durch den König dennoch erfolgen. Dies mache die Faſſung der Regierungs: 
Vorlage unmöglich. 3 i 

Abg. Virchow vermißt, da man überhaupt auf das Syſtem von Cautelen 
gegen Kirchenbeſchlüſſe gekommen ſei, die Cautel gänzlich, durch welche das 
Staatsminiſterium anzuhalten, unter beſtimmten Umſtänden feine Einwilligung 
zu Kirchenbeſchlüſſen zu verſagen. Er anerkenne übrigens die Möglichkeit, 
die Abg. v. Löper hervorgeboben, daß nämlich nach der Faſſung der Com⸗ 
miſſionsbeſchlüſſe der Richter irre geleitet werden könne, fid in feiner Prüfung 
der Giltigkeit der die Kirchengeſeze aufhebenden königlichen Verordnungen 
beſchränkt zu glauben. Deshalb ſei er, obwohl persönlich nicht dieſer Ans 
tar ar für die Streichung des Abſatz 3, der Commiſſions⸗Beſchlüſſe 

isponirt. 

Berichterſtatter Abg. Dr. Gneiſt befürwortet zum Schluß nochmals die 
von der Commiſſion gewählte Faſſung, die des erſten Abſatzes namentlich 
deshalb, weil deſſen Formulirung diejenige aller derartigen Verfaſſungen ſei, 
ſich in allen verwickelten Verhältniſſen der Verwaltung bewährt habe, auch 
gleichzeitig von der allgemeinſten Tragweite, ſelbſt für die Auslegungsweiſe 
der Kirchengeſetze, ſei. j x 

Darauf wird Abſatz 2 des Artikels 12 in der Faſſung der Commiſſion 
angenommen, im Uebrigen aber der Artikel in der Faſſung der Regierungs⸗ 
Saat 91 den Amendements Löwenstein und Schmidt (Sagan) wieder⸗ 

ergeſtellt. 

Schluß der Sitzung 3% Uhr. Nächſte Sitzung: Freitag 10 Ubr. 
(Fortſetzung der zweiten Berathung über die General⸗Synodalordnung.) 


Berlin, 4. Mai. [Amtliches.] Se. Majeſtät der König hat dem 
Landrathe Frantz zu Worbis den Charakter als Geh. Regierungs⸗Rath ver⸗ 
lieben, und den bisherigen königl. baieriſchen Auditoriats⸗ Praktikanten Joſef 
Fiſcher zum Garniſon⸗Auditeur in Ciftrin ernannt. 

Berlin, 4. Mal. [Se. Majeſtät der Kaiſer und König] 
zogen geſtern die in Wiesbaden anweſenden Allerhoͤchſten und Hoͤchſten 
Herrſchaften mit Gefolge, den Juſtizminiſter Dr. Leonhardt, den Baron 
Carl von Rothſchild, einige höhere Militärs und andere Perſonen von 
Diſtinction zur Tafel. (Reichsanz.) 

— Berlin, 4. Mai. [Die Ruhmeshalle.] Ueber den jüngſt 
dem Abgeordnetenhauſe zugegangenen Entwurf, betreffend die Um⸗ 
wandlung des hieſigen Zeughauſes in eine Ruhmeshalle, wird Fol⸗ 
gendes bekannt. Der Entwurf ſelbſt lautet in ſeinen beiden Para⸗ 
graphen: „§ 1. Aus den Geldmitteln, welche auf Grund der Be: 
ſtimmungen in den Artikeln VI. und VII. des Reichsgeſetzes vom 
8. Juli 1872 und des Art. III. des Reichsgeſetzes vom 2. Juli 1873, 
betreffend die franzoͤſiſche Krlegskoſten⸗Entſchädigung, der preußiſchen 
Staatskaſſe zufließen, iſt die Summe von 6 Millionen Mark zur Um: 
wandlung des Zeughauſes zu Berlin in eine Ruhmeshalle für die 
preußiſche Armee und für die preußiſche Nation, aus der die Armee 
hervorgegangen, zu verwenden. — § 2. Die Ausführung dieſes Ge⸗ 
ſetzes wird dem Finanzminiſter, dem Miniſter der geiſtlichen ꝛc. An⸗ 
gelegenheiten, dem Kriegs miniſter und dem Miniſter für Handel, Ge⸗ 
werbe und öffentliche Arbeiten übertragen.“ — Die Motive knüpfen 
daran an, daß die denkwürdigen Ereigniſſe der letzten Jahre den 
Plan zu dem ganzen Unternehmen wachgerufen und eine Immediat⸗ 
commiſſion einberufen worden, nach deren Gutachten die Durchführung 
des Planes vorgeſchlagen worden. Dieſe Vorſchläge zerfallen in zwei 
Thelle und betreffen die Einrichtung des Gebäudes, ſowie die künſt⸗ 
leriſche Ausſchmückung der Ruhmeshalle. Der Eingang zu derſelben 
ſoll durch die Südfront des Zeughauſes erfolgen. In die 
Mitte des Erdgeſchoſſes ſoll ein impoſantes Veſtibul entſtehen 
und von dieſem nach rechts (Oſten) das Artillerie⸗Muſeum, nach 
links das Ingenieur⸗Muſeum entſtehen. Durch das Veſtibul 
gelangt man in einen Hof, welcher son einem Glasdach bedeckt und 
zur Aufſtellüng von Statuen und anderen Schmuckgegenſtänden be⸗ 
ſtimmt iſt. Von hier führt eine Freitreppe in das obere Stockwerk, 
eine Treppe führt zur eigentlichen Ruhmeshalle, welche für die Nord⸗ 
front projectirt iſt und Ergänzungen durch die auf den andern Fronten 
aufgeſtellten Sammlungen erhalten ſoll. In der Mitte befindet ſich 
eine flache Kuppel mit Oberlicht, deren Inneres mit allegoriſchen Dar⸗ 
ſtellungen zu ſchmücken if. An den Kuppelraum ſchließen ſich zu 
beiden Seiten Oberlicht⸗Säle, in welchen Blendmauern zur Aufnahme 
von Fresken errichtet werden ſollen. Die Fagade des Zeughauſes ſoll 
unverändert bleiben. Die Säle werden mit Statuen der Herrſcher 
und Feldherren, ſowle mit Schlachtenbildern geziert werden, jedoch 
keine Waffen enthalten. Den Kernpunkt der anſchließenden Räume 
wird die Auſſtellung der preußiſchen Feldzeichen, nach dem Alter ıc. 
geordnet, ſowie in chronologiſcher Oednung eine Sammlung der Hand⸗ 
und Feuer⸗Waffen, der Bekleidung und Ausrüftung der preußiſchen 
Armee, ferner von Trophäen, Reliquien, Büſten und Portraits be⸗ 
röhmter und verdienter Männer bilden. Ferner ſollen die geſammten 
Fenſter erneuert werden; dann will man durch eine neue Bedachung 
einen beſſeren Schutz des Gebäudes gegen Feuersgefahr als bisher bewirken 
und endlich eine Dampfheizung einrichten. Hierfür iſt ein Koſtenanſchlag 
von 1 Million Thalern gemacht. Für die künſtleriſche Ausſchmückung 
der Ruhmeshalle durch Malerei und Bildwerke, durch Beſchaffung 
von Schränken und Vitrinen, ferner zur Vervollſtändigung der Fahnen 
und Waffenſammlungen hatte die Immediatcommiſſion 1,500,000 
Thaler ausgeworfen, ſo daß ſich der Geſammt⸗Koſtenanſchlag auf 
2,500,000 Thaler belaufen haben würde. Dieſe Vorſchläge unter⸗ 
lagen nun der Prüfung einer von ſämmtlichen zuſtehenden Miniſterien 
beſchickten Conferenz. Dieſe reducirte die Vorſchläge der Commiſſion 
um 500,000 Thaler und ſtellte den erforderlichen Betrag auf zwei 
Millionen Thaler = 6 Millionen Mark feſt, welche in circa 8 Jahren 
ſucceſſtve zur Dispoſitlon geſtellt werden ſollen. Für den Umbau find 
3 Jahre und für die känſtleriſche Ausſchmückung 5 Jahre in Ausſicht 
genommen. Die Verwaltungs poſten ſollen mit 60,000 Mark jährlich 
in den Etat aufgenommen werden. 

püin 1876 Zu Niete für die Weltausſtellung in Pbila⸗ 
delphia 1876.] Zu Preisrichtern find von der vorgenannten Commiſſion 
ernaunt: der Director der königlichen Gewerbe⸗Akademie, Herr Geheimer 
Regierungsrath Reuleaux in Berlin, der königliche Oberbergrath Herr 
Althaus in Breslau, der königlich baieriſche Hofrath und Profeſſor an der 
Univerſität in Würzburg, Herr Dr. R. v. Wagner, der Secretär am 
baieriſchen Gewerbe⸗Muſeum, Herr Dr. G. Seelhorſt in Nürnberg, der 
Conſul Herr Guſtav Gebhard in Elberfeld, der Fabrikvefiger Herr Dr. Max 
Weigert in Berlin, der N am königlichen Polptechnikum in Aachen, 
Herr Guſtav Herrmann, der Beſitzer der artiſtiſchen Anſtalt in Wandsbeck, 
Herr G. Seitz, der Generalarzt 1. Klaſſe und Corpsarzt des 12. (königlich 
ſächſiſchen) Corps, Herr Dr. W. Roth in Dresden, der Regierungsrath in 
der königlich würtembergiſchen Centralſtelle für Gewerbe und Handel, Herr 
Diefenbach in Stuttgart, der Commerzienrath Herr Julius Schiedmayer 
in Stuttgart, der Maler Herr C. Schleſinger in Düſſeldorf, Herr Profeſſor 
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D. H. Vogel in Berlin, der Commerzien-Nath Herr Julius Wegeler 
8 werden die ee ge Dr. Dein⸗ 
hard in Deidesheim und Director der Brauerei⸗Actien⸗Geſellſchaft „Friedrichs⸗ 
höhe”, F. Goldſchmidt in Berlin, als Sachverſtändige zur Seite fteh 

Hamburg, 3 Mai. [Verhaftungen.] Die Redaction unſeres 
ſoelalde mokratiſchenͥ „Hamburg⸗Altonger Volksblattes“ iſt augenblicklich 
recht verwalſt. Der Eine, der Reichstagsabgeordnete Haſenclever, hat 
feine vierwöchentliche Strafe am 29. v. M. bier, der Redacteur Hill⸗ 
mann, Letzterer wegen Beleidigung des Offtziercorps in Stuttgart, 
feine zwelmonatliche Gefängnißſtrafe dort angetreten. Die bieſige Po⸗ 
lizet lehnte es angeblich ab, wegen Ueberfüllung der Gefängniſſe in 
Hamburg, Hrn. Hillmann hier zu beherbergen. 

Kaſſel, 3. Mal. [Sämmtliche heſſiſche Abgeordnete,] 
mit Ausnahme eines einzigen, haben, der „Heſſ. Morgenztg.“ zufolge, 
nachſtehendes Schreiben an die Städte⸗Ordnungs⸗Commiſſion gerichtet: 

„Die XVI. Commiſſion (ur Berathung der Städte Ordnung, Nr. 86 der 
Drucksachen) hat in der erſten Leſung zu RL des betreffenden Geſetzentwurfes 
beſchloſſen, dieſes Geſetz auch auf den Regierungsbezirk Heſſen⸗Kaſſel aus⸗ 
zudebnen. Gleichzeitig mit dem Bekanntwerden dieſes Beſchluſſes wurde 
jedoch von Mitgliedern der Commiſſion einzelnen der unterzeichneten Abgeord⸗ 
neten erklärt, daß fie ſich vorbehielten, ihr Votum bei der zweiten Leſung zu 
ändern, wenn inzwiſchen ſich berausgeſtellt babe, daß die heſſiſchen Abgeord⸗ 
neten reſp. die von ihnen bertretenen Stadte ſich gegen jene beabſichtigte 
Ausdehnung ausſprächen. Mit Rückſicht hierauf erlauben ſich die unterzeich⸗ 
neten Abgeordneten, der Commiſſion mitzutbeilen, daß fie auf Grund der in 
Heſſen ſich äußernden Anſichten ſich ihrerſeits gegen die beabſichtigte Aende⸗ 
rung erklären würden. Man bält in Heſſen ziemlich einmüthig eine Aende⸗ 
rung der dort beſtehenden, für Stadt und Land gleichmäßig geltenden Ges 
meinde⸗Ordnung zur Zeit und jedenfalls jo lange für kein Bedürfniß, als 
die neue Verwaltungs⸗Reform in Kreis und Provim dort noch nicht eins 

eführt iſt. Berlin, den 28. April 1876. Dr. Bähr, Braun (Hersfeld), 
umpert, Haſſenkamp, Herrlein, Kempf, Dr. Detter, v. Richthofen, Rübſam, 
Schöffer, Vogeley, Dr. Wehrenpfennig, Ziegler.“ 

Der vierzehnte Abgeordnete, Hr. Landrath Mayer aus Marburg 
ler iſt bekanntlich noch etwas gouvernementaler als das Gouvernement 
ſelbſt) hat die Mitunterzeichnung abgelehnt. 

Frankfurt a. M., 4. Mal. [Se. Majeſtät der Kaifer] ik 
heute Vormittag 9 Uhr 50 Minuten von Wiesbaden hier eingetroffen 
und, nachdem ſich die großherzogl. badiſchen Herrſchaften, welche Se. 
Majeftät bis hierher begleitet hatten, verabſchiedet, alsbald mittelft Extra⸗ 
zuges nach Berlin weitergereift, 


Frankreich. 

* Paris, 3. Mai. [(Frankreich und die orientaliſche 
Frage.] Die „Republique Frangaiſe“ ſpricht, indem fie fi mit dem 
engliſchen Blaubuch beſchäftigt, den Wunſch aus, der ihre Freunde, 
und man kann wohl ſagen die ganze franzöſiſche Politik, augenblicklich 
am meiſten beſchäftigt, den Wunſch nämlich, daß Frankreich bei den 
orientalifhen Wirren eine Gelegenheit finden möchte, ſich eine Mit⸗ 
wirkung und eine Partei im Rathe der europälſchen Mächte zu ſichern. 
„Auf einen Punkt“, ſchreibt fie, „wollen wir unabläſſig die allgemeine 
Aufmerkſamkeit lenken: wir meinen die Gelegenheit, thätigen und er⸗ 
heblichen Antheil an den Verhandlungen über die (orientaliſche) Frage 
zu nehmen.... Wir wiſſen nicht, welches Verhalten unſer Mint: 
ſterium der auswärtigen Angelegenheiten bis jetzt beobachten zu ſollen 
geglaubt bat: das Blaubuch zeigt freilich an einigen Stellen das fran⸗ 
zöſiſche Cabinet unter denen, welche ſich zwiſchen die Pforte und die 
aufſtändiſchen Slaven eingeſchoben und welche an Lord Derby Eröff⸗ 
nungen zur Einleltung einer gemeinſamen Action gerichtet haben. 
Aber das iſt wahrlich nicht genug. Wir müſſen wiſſen, ob unſere 
Regierung, die Regierung der Republik, ohne ſich deshalb zum Ritter 
nebelhafter Theorien zu machen, ohne das unheilvolle Prineip der 
Nationalitäten, welches dem zweiten Kalſerreich fo theuer war, zu ver⸗ 
treten, ſich nicht zu ſehr fern von Allem gehalten hat. Man muß 
uns ſagen, ob unſere Agenten im Oſten ſich, wie die Würde und die 
traditionelle Politik Frankreichs es erfordern, als vorſichtige aber ver⸗ 
nünftige Beihfiger der Rajahs gezeigt haben. Die franzöſiſchen 
Diplomaten ſollen die Vertheidiger jener unglücklichen Völkerſchaften 
bleiben und mit ihren Worten wie mit ihrem berechtigten und aner⸗ 
kannten Einfluß jede liberale und wahrhaft praktiſche Löſung unter⸗ 
ſtützen.“ Nebenbei geht aus dem Vorſtehenden hervor, daß die „Re⸗ 
publique“ jetzt wieder glaubt, das günſtigſte Feld für franzoͤſiſche Ty a 
tigkeit ſei auf Seiten der Aufſtändiſchen. 

[Bittſchrift in Betreff des Unterrichtsgeſetzes.] Der 
„Uniobers“ bringt den Wortlaut der Bittſchrift, welche die katholiſchen 
„Familienväter“ an die Deputirtenkammer und den Senat gegen den 
von Waddington vorgelegten Geſetzentwurf betteffs Abänderung des 
Unterrichtsgeſetzes richten. Als Katholiken beglückwünſchten ſich die 
Bittſteller, daß die unumſtöͤßlichen Rechte der Kirche vom Geſetze, das 
man angreift, anerkannt wurden, als Familienväter ſchätzten ſie ſich 
gtücklich, ihre Kinder nicht dem Einfluß unhellooller Lehren auszusetzen. 
Schließlich betonen die Bittſteller noch die für die katholiſchen Univer- 
fitäten ſchon aufgewandten Koſten und erklaͤren die Vorlage Wadding⸗ 
ton's für einen Angriff gegen das Eigenthum. 

[Kirchliches.] DerZudrang der Pllger zur Kapelle des heiligen 
Herzens auf Monimarire war geſtern ſehr groß. Es hatten ſich die 
Pilger der Gemeinde Saint Germain des Pres (Faubourg Saint 
Germain), meiſtens Prieſter, Mönche, Nonnen und junge Mädchen, 
eingefunden. Heute iſt einer der Haupttage auf dem Montmartre. 
Zahlreiche Gemeinden und das große Seminar von Meaux werden 
erwartet, und um 4% Uhr Abends wird ein Stück des wahren 
Kreuzes“ zur Verehrung der Gläubigen ausgeſtellt. Wie bisher 
waren geftern wieder viele Dificiere anweſend, auch von der Terri⸗ 
torlalarmee. Außer dieſen Wallfahrten finden fat jeden Tag beſon⸗ 
dere kirchliche Cetemonien ſtatt, um die Leute in Alben zu halten. 
So legte geſtern der Cardinal-Erzbiſchof von Paris den Grundstein 
in der Avenue de Friedland (in der Nähe des Triumphbogens der 
Champs Elyſee) zu einer Kapelle des „Sacre Coeur“, dem ſich nach 
den Geboten der Jeſuſten ganz Frankreich weihen ſoll. Die officielle 
Welt war ſtark vertreten, auch Marſchall Mac Mahon anweſend. 

[Aus Algier.] Das „Amtsblatt“ enthält folgende Depeſche: 

Dank den guten, vom General Carteret ergriffenen Maßregeln, der Klug⸗ 
heit und Entſchloſſenheit dieſes Generals iſt der Aufſtand der Bon Azid 
obne irgend neue Verluſte von unſerer Seite vollſtändig gedämpft worden. 
Alle haben ſich unterworfen. Der Marabut Ahmed den Aiech und die 
Scheiks der vier Bruchtheile des Stammes find Gefangene. Die Räumung 
don El Amri hat begonnen; jeder Bruchtheil begibt ſich nach dem für ihn 
beſtimmten Lager, wo er unter der Auſſicht der Na bleibt, bis endgil⸗ 
tige Maßregeln ergriffen worden ſind. Alle Heerden werden übergeben und 

ezäblt. Die Haliung der Stämme in der Umgegend und alle trefflichen 
achrichten, welche ich von allen Punkten des Gebiets erhalten, ſtellen feit, 
daß die Empörung der Bou Aid eine vollſtängig vereinzelte Thatſache bleibt. 
Der Cwil-General⸗Gouverneur von Algerien: 
5 g General Chaney. 

O Paris, 3. Mai. [Mintftertelles, — Zur Amneſtie⸗ 
frage. — Zum Präfectenwechſel. — ÜUltramontane Peti⸗ 
tionen. — Mac Mahon. — Zum Budget.] Die Regierungs⸗ 
maſchine kommt allmälig wieder ftärfer in Gang und das Herannahen 
der parlamentariſchen Seſſion macht ſich fählbar. Im letzten Miniſter⸗ 
rath ſchon hat man ſich mit den Aufgaben der beoorftehenden Seſſton 
beſchäftigt, und nächſten Freitag, nach der Rückkehr Rleards, wird der 
Conſeil, zum erſten Male ſeit Beginn der Ferien vollzählig verſam 
melt, die augenblickliche Lage gründlicher zu prüfen haben. In dieſer 
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macht haben; indem die Regierung nach wie vor entſchloſſen iſt, alle 
Amneſtlevorſchläge zurückzuwelſen, liegt es ihr offenbar daran, mit 
er Anwendung einzelner Gnadenacte nicht zu zögern und fo ihrer 
Partei in der Kammer zu Hilfe zu kommen und die Anhänger der 
mneſiſe zu entwaffnen. Die Hauptſache für das Cabinet bleibt aber 
die Fortſetzung der Verwaltungsreform, die gleichfalls im Freitags⸗ 
tonfeil angenommen werden ſoll. Man erzählt, der Marſchallpräſſdent, 
der von den Freunden der bedrohten Präfecten und Unterpräfecten 
überlaufen wird, ſel aller dieſer Zudringlichkelten und Bittgeſuche fo 
müde, daß er nun selber Ricard habe bitten laſſen, feine Maßregeln 
zu beſchleunigen. Wie dem ſein mag, ſo ſoll die neue Liſte am 
Sonnabend im Amtöblatte erſcheinen; aber auch diesmal ver⸗ 
ſichert man, wird ſie nur wenige Abſetzungen melden, und 
Ricard hält an der Ueberzeugung feſt, daß es ge⸗ 
nügt, einen Beamten in eine andere Umgebung zu verſetzen, 
um ihm beſſere Geſinnungen einzuflößen. Die republikanischen 
Miniſter von heute laſſen ſich durch Rückſichten leiten, welche die Mi⸗ 
niſter der moraliſchen Ordnung nicht kannten. So ſchrieb der ſelige 
Beule unmittelbar nach dem 24. Mat an feine Präfecten wörtlich: 
„Schicken Sie mir ſchleunigſt (in ſpäteſtens 3 Tagen) einen Bericht 
über Ihre Unterpräfecten ... Ich richte mich an Ihre volle. Frei: 
mülhigkeit. Ich glaube im Allgemeinen nicht, daß die Verſetzung die 
Beamten verbeſſert. Dieſelben bereiten uns nur Schwierigkeiten von 
Seiten der Deputirten, in deren Bezirke man ſie ſchickt. Laſſen Sie 
ſich alfo durch keinerlei Erwägungen der Menſchlichkeit oder der Camerad⸗ 
ſchaft leiten, und ſagen Sie mir deutlich Ihre Meinung.“ So Herr 
Beulé, daß er feine Beamten im Intereſſe feiner Partei zu wählen 
wußte, haben erſt jüngſt wieder die anmaßenden Briefe der abgeſetzten 
Präfecten de Chazelles und Marquis d'Auray bewiefen. Die „Debats“ 
ſogar, trotz ihrer höͤchſt conſervativen Denkungsweiſe, machen heute 
einen geharniſchten Ausfall gegen die alte Verwaltung. „Die Prä⸗ 
fecten“, ſagen fie, „die Unterpräfecten, Generalſecretäre und Bürger: 
meiſter des 24. Mat können nur die Männer einer beflegbaren Pnrtei, 
einer Coalition der Rachſucht oder des Haſſes ſein, und ſie beweiſen, 
daß fie es find.” — Wie die Radicalen für die Amneftie petitioniren, 
mit geringem Erfolge allerdings, fo petitioniren die Ultramontanen in 
ganz Frankreich für die Beibehaltung des clericalen Unterrichtsgeſetzes. 
Sie ſchmeicheln ſich freilich nicht, ſo viele Stimmen aufzubrin⸗ 
gen wie damals, als fie gegen den Laien⸗Elemenlar⸗Unter⸗ 
richt Propaganda machten, aber ſie hoffen doch, den Kammern eine 
beträchtliche Zahl von Unterſchriften vorlegen zu können. Das „Uni⸗ 
vers“ rechnet aus, daß allein ſchon 50,000 Geiſtliche in Frankreich 
exiſtiren, die ihre Unterſchriſt geben werden. Wir vermuthen indeß, 
daß die Mehrheit in der Kammer ſich auch durch eine Million mit 
den bekannten Mitteln geiſtlicher Ueberredung angeworbenen Unter⸗ 
ſchriften nicht rühren laſſen wird. — Mac Mahon reiſt am Sonnabend 
früh zu dem Feſte in Orleans ab und wird erſt am Sonntag Abend 
hierher zurückkehren. — Der General Chanzy iſt von dem Miniſter 
des Innern gebeten worden, perſönlich bei der Budgetdiscuſſton das 
algeriſche Budget zu vertheidigen. Dies letztere wird alſo wahrſchein⸗ 
lich einer gründlichen Debatte unterworfen werden. — Im Finanz⸗ 
miniſterium hat man eine vergleichende Ueberſicht der Geſammt⸗Ein⸗ 
nahme⸗Budgets von 1869 und 1877 zuſammengeſtellt. Daraus er⸗ 
giebt ſich, daß i. J. 1877 eine Mehr⸗Einnahme von 909 Millionen 
zur Deckung der Ausgaben erforderlich iſt. Dieſe Summe wird nur 
zum kleinſten Theile (mit 163 M.) durch einen Mehrertrag der alten 
Steuern aufgebracht. Der größte Theil, nämlich 746 Mill., rührt 
von neuen Steuern her. f 


Provinzial-Zeitung. 


* Breslau, 5. Mai. [Beſcheid.] Dem Vorſtande des katho⸗ 
liſchen Volks vereins in Zülz iſt nachſtehender Beſcheid zugegangen: 

„Breslau, den 11. April 1876. Der Beſchwerde vom 27. Februar 
d. J., betreffend den Gebrauch der polniſchen Sprache in den Verſammlungen 
des Vereins, vermag ich keine Folge zu geben, da ich die Beſcheide der 

önigl. Regierung zu Oppeln vom 10. November und 29. December v. J. 
für begründet halte. Indem ich auf die Ausführungen dieſer Beſcheide ber: 
weiſe, demerke ich nur noch, daß man ber Polizeiverwaltung der Stadt Zülz, 
welche jajt durchweg eine deulſchredende Bevölkeeung bat, nicht zumulhen 
dann, der polnſſchen Sprache mächtige Polizeibeamte zur Disposition zu haben. 
weil zufallig einem in Zülz tagenden Vereine auch eine Anzahl auswärtiger, 
der deutſchen Sprache nicht kundiger Perſonen angehöre. Die Anlagen der 
Beſchwerde füge ich wieder bei. 2, eee 

Perſonalien.] Beſtätigt: Die Wahl des bisherigen Secretairs der 
Rechte⸗Oder⸗Ufer⸗Eiſenbahn Wende zum Bürgermeister der Stadt Wohlau. 
Die Wahl des Oberamimann Mache in Brieg zum Stellvertreter des Deich: 
bauptmanns des Alt⸗Cöln⸗Peiſterwitzer Deichverbandes. 

Uebertragen: 1) Dem Rittergutsbeſizer Herrn v. Lübbede auf Rückers, 
Kreis Glatz, das Reviſorat Über die katholiſche . 
Kreis Glatz. 2) Dem Amtsvorſteher v. Luck auf Ottwitz das Reviſorat über 
die katholiſche Schule zu Markt Bohrau, Kreis Strehlen. ) Dem Gymnaſial⸗ 
Oberlebrer Pr. Fry das Reviſorat über die katholiſche Schule in Deutſch⸗ 
Jauden, Kreis Streblen. x 
. Beitätigt die Vocationen: für den Hauptlehrer Kapitza zum Rector 
einer ſtädtiſchen katholiſchen ſechsklaſſigen Elementarſchule in Breslau; 2) für 
die bisherigen zweiten Lehrer Paul und Rademacher zu Lehrern einer erſten 
Klaſſe einer ſtädtiſchen katholiſchen Elementarſchule in Breslau; 3) für die 
bisherigen dritten Lehrer Baron, Engel, Spitzer und Stehr zu Lehrern einer 
zweiten Klaſſe einer ſtädtiſchen katholiſchen Elementarſchule in Breslau; 4) 
für die Lehrer Rokitta, Dankwirth und Dreſcher zu Lehrern einer dritten 
Klaſſe einer ſtädtiſchen katholiſchen Elementarſchule in Breslau; 5) für den 
Lehrer Irmler zum Organiſten und dritten Lehrer an der evangeliſchen Schule 
in Steinau a. O.; 6) für den Lehrer⸗Subſiituten Weniger zum Organiſten 
77 fur bent an der katboliſchen Schule in Hobgiersdorſ, Kreis Schweidnitz; 
Canto den bisherigen dritten Lehrer Mader zum zweiten kalboliſchen Lehrer, 
— Sch Küfter in Lewin, Kreis Glatz; 8) für den bisherigen vierten Leh⸗ 

zum dritten katholiſchen Lehrer in Lewin, Kreis Gla 


6. 
gen e bisberige Hilfslehrer Hanuſa zum ordentlichen Lehrer am 
nkung. 


er an 0 fe Ehefrau dem jüdiſch⸗theoloziſchen Seminar Fränckel⸗ 


ib j ; „Anzeiger“ melden, eine Stiftung in Höhe bon 
Pe 0 an ) Zinſenertrag zu wohltbätigen Zwecken innere 
b. Burgbauß scheidet zum 1 Iitverbandes Verwendung finden ſell. Graf 
und bat ſich bereits am Schluf Juli c. aus ſeinem bisherigen e 
fe; letzten Sitzung des engeren Ausſchuſſes der 

Striegau, 4. Mai. — : 
Regime Spesgeſeſ cg ee aeg att . 

a eits am 1. Januar er. 
auf Anordnung des Herrn Cultus miniſters die ſchleſiſche Elementar ⸗Lehler⸗ 


Penſtons⸗Zuſchußlaſſe geſchloſſen und gleichzeiſf em ge⸗ 
nannten Zeitpunkte ab neue Mitglieder e ass 
oürfen. Den bisherigen Mitgliedern war fzei eftellt worden, entweder aus 
der Anſtalt zu ſcheiden und ſich dadurch jedes Anſpruchs auf das Anſtalts⸗ 
ermögen zu begeben over purch weitete Zahlung der Jahresbeiträge Pit: 
glieder zu bleiben. Die alteren Mitglieder haben ihr Verbleiben bei der 
Kafie erklart und auch am 1. Mai d. J. ihre Beiträge geleistet, ſelbſtoer⸗ 
tandlich in der Vorausſetzung, daß der ſtatutenmäßig feftgefehte enſions⸗ 
zuſchuß von 120 Mark in der Zukunft ſofort an die Penſtonäre zur Aus⸗ 
wolf kommt und obne Aurechnung bleibt auf die den Emeriten ander: 
eitig geſetzlich zustehenden Penſionsbezüge. Hunderte von jüngeren Lehrern 


| 
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chule in Friedrichsgrund, 


e 7 


allgemeinen ſchleſiſchen Lehrerverſammlung für dringend geboten erachtet 
wurde, nicht erfolgt. Vorausſichtlich Bm dieſe wichtige Angelegenheit bei 
Erlaß eines W ihre definitive Erledigung. — Der nunmehr 
von den ſtädtiſchen Behörden eg Etat pro 1876 balancirt in Eins 
nahme und Ausgabe mit 75,261 Mark gegen 66,203 Mark im vorigen 

ahre. Unter den Einnahmen find hervorzuheben 34,000 Mark Cummunal⸗ 
teuer d. i. pro Kopf der Civpilbevölkerung 3,25 Mark, 21,507 Mark Ueber: 
ſchüſſe aus der Steinbruch⸗, Ziegelei: und Gasanſtaltsverwaltung, 11,122 M. 
Pachtgelder. An Beſoldungen ſind 18,425 Mark, an Zuſchüſſen für die 
Höbere Bürgerſchule 9,900 Mark, für Baukoſten und Straßenpflaſter 22,665 
Mark, zur Tilgung von Paſſiva 4,256 Mark im Anſatz gebracht. Die ſiuan⸗ 
zielle Lage der Stadt ift eine bhöchſt günſtige. — Die in Februar d. J. ger 
gründete Spargeſellſchaft, die den Ankauf von Braunſchweiger und Meininger 
Prämienantbeilſcheinen zum Zweck bat, zählt 277 Mitalieder und beſitzt bereis 
ein Geſellſchaftsvermögen von 3,324 Mark, das in 63 Stück der genannten 
Werthpapiere angelegt iſt. 


Geſetzgebung, Verwaltung und Rechtspflege. 
Prozeß Elias. 
(Zehnter Sitzungstag. Fortſetzung.) 

8—8. Beuthen OS., 4. Mai. Bevor ich den Bericht über die Verhand⸗ 
lung fortſetze, laſſen Sie mich eines Geſprächs Erwähnung bun, und des 
Eindrucks, den ich empfing, als ich während einer Pauſe die Valesca Richter 
und Przybylla im Zeugenzimmer aufſuchte. Die Mädchen, beſonders die 
Richter, aulwortete unbefangen und ſicher auf meine Fragen und machte — 
ich wiederhole diet wiederum, ausdrücklich auf mich den beiten Eindruck. Im 
Gegentheil jogte Valesca Richter zu mir: „Ach, wenn doch meine Mutter 
nicht zu viel Strafe bekommen möchte, ich ware froh, wenn fie wenigſtens 
nicht Zuchthaus bekäme“. 

Wenn es auch urſprünglich nicht in meiner Abſicht lag, noch einmal das 
Anklagematerial zu recapituliren und dem Staatsanwalt in allen Ausfüh⸗ 
rungen zu folgen, um Wiederholungen zu vermeiden, ſo glaube ich doch jetzt, 
es wird bei der Zeit, die zwiſchen den einzelnen Stadien des Prozeſſes liegt, 
angebracht ſein, damit die Sachlage klar überſehen wird, die 
Bande und die Beweiſe für dieſelben anzuführen. . 

Die erſte Gruppe betrifft 4 Diebſtähle, die dem Elias zur Laſt gelegt 
werden und zwar: N \ 

1) Diebſtabl bei Tichauer in Chorzom. — Beweis: Ausſage der Polyka, 
die früher angegeben hat, Elias habe ein vom Diebſtahl herrührendes Tuch 
bei ihr zurlckgelaſſen. In der Verhandlung bat fie dieſe Ausſage abgeleugnet. 

2) Diebſtahl bei Woisczyk zu Klimzawizna. — Beweis: Ausſage der 


Potyka. 

3) Diebſtahl bei Gratzer zu Zawodzie. — Beweis: Der Fund von Gegen: 
ſtänden in der Ziegelei des Joh. Elias und die Außſage Frey's, daß Elias 
einen, wie ermittelt, geſtobleuen Regenſchirm getragen. 

4) Diebſtahl bei Paſtor Clausnißer zu Kattowitz. Beweis: der Fund von 
bier geſtoblenen Gegenſtänden in der Ziegelei des Johann Elias. 


aten der 


enges br gan befondere Aefmeffemleit zuienden, macht auf veſe en been: 
| E 
egulirung der Lehrer⸗Penſtonsverbältniſſe, wie ſolche ſchon von der letzten 


Es beginnen die Plaldoperz der Veriheidiger. 128 

8 en ngellagten überlafien bis jetzt ſämmtlich die Vertheidigung ihren 
ertheidigern. 
Vertheidi er des Elias, Rechtsanwalt Geldner, beginnt feine Rede: 


„Meine Herren, Sie werden mir glauben, daß in vorliegendem Falle 


das Amt eines Vertbeidigers ſchwer iſt; denn die Sache iſt nicht dazu ange⸗ 
than, um ein ergiebiges Feld für die Vertbeidigung zu bieten, beſonders da 
durch viele Monate bindurch ein ſo colloſales Material mit Sorgfalt geſam⸗ 
melt worden. Ich werde nicht an Sie die Anforderung ſtellen, ein Nichts 
ſchuldig zu verlangen, aber immerhin werden Sie ſich nicht enhalten können, 
jeden Fall mit Sorgfalt zu prüfen. Wenn eine Frage vabin geſtellt wurde, 
ob Elias ſchuldig iſt, durch längere Zeit Verbrechen verüht und in dieſem 
Bezirk mit einer Bande agirt habe, ſo würde auch ich die Frage bejahen und 
Ibnen das Verdict anbeimſtellen. Aber ſo iſt es nicht. Es iſt vielmehr 
jeder Fall zu prüfen. Laſſen Sie ſich nicht, beſonders da ſie meiſtens bier 
in dieſer Gegend geſcheben und eine ſo große Senſation hervorgerufen haben, 
verleiten, zu verurtheilen, um Sühne für die That zu ſchaffen. Ich verlange 
nicht Milde, ſondern Gerechtigkeit für meine Clienten. L 

„Ich werde zunächſt die Art der Beweismittel beleuchten. Eine große 
Anzabl von dieſen hält nicht jede Probe aus. Die größte Zahl der Ver⸗ 
brechen, die dem Elias vorgeworfen find, ſtützt ſich auf die Ausſage einiger 
Perſonen. Sie ſtützt ſich in erſter Linie auf die kaum dem Kindesalter ent⸗ 
wachſenen Valesca Richter und Marie Przybylla. Es iſt auffällig, daß 
Elias, ein fo ſehr vaffinister Menſch, die Läſſigkeit begangen haben foll, feine 
ganzen Unthaten zweien Kindern zu verrathen. Auch die Specialität, mit 
welcher beide die Sachen in einer o merkwürdigen Specialitat berichten, 
iſt auffallend. Außerdem bedenken Sie, daß die Mutter der Valesca und 
die Przybylla übereinſtimmend geſagt haben, Valesca ſei blödſinnig und uns 
zurechnungsſähig; überdies iſt fie von Laurahütte nach Zaborze gebracht wor⸗ 
den und hat dort erſt nach einigen Tagen ihre Ausſagen gemacht. 

„Ein Zeuge, der gleichfalls gegen Elias belaſtend auftritt, der Sattler 
Priemer, iſt noch unglaubenswürdig. Mir ſcheint es pſychologiſch undenkbar, 
daß Elias an einen fremden Menſchen auf der Straße herantrat und ihm 
einen großen Theil ſeiner Diebſtähle decouvritt. 8 

„Eine andere Art des Beweiſes iſt die, die dadurch erhoben worden iſt, 
daß Ihnen bier Ausſagen von Perſonen, die Sie hier nicht geſehen haben, 
Ausſagen von Malcherek, Dobrowolska und Norek Ihnen, wenn auch nur 
pro informatione, ja die 3 der Malcherek ſogar zum Zwecke des Be: 
weiſes vorgeleſen worden. — Norck ſowohl, wie Dobrowolska find keines⸗ 
wegs glaubwürdige Perſonen. { 

„Eine beſondere Art des Beweiſes in vielen Fällen ift der Umſtand, daß 
bei Leuten, bei denen Elias verkehrt hat, einzelne Gegenſtände gefunden 
worden ſind, ſogar, wie bei Karwinski, nur im Garten. In allen dieſen 
Fällen iſt der Beweis nicht erbracht, denn auch andere Angeklagte haben 
eh bei den Hehlern verkehrt; es braucht alſo nicht gerade Elias geweſen 
zu ſein.“ 

Der Vertbeidiger geht bierguf zu den einzelnen Punkten der Anklage 
über und findet nur in fieben Fällen die Schuld des Elias vollſtändig er⸗ 
wieſen (nicht die Morde Malinowski und Frühauf), in anderen Fällen hielt 
er ſie für abſolut unerwieſen, und in der letzten Gruppe, bei der die Aus⸗ 


5) Diebftabl dei Flasdar in Nicolai und Mord des Nachtwächter Früh⸗ ſage der Valesca Richter und Marie Pryybylla baapebelaſtend find, darüber 


auf. Beweis: Beziehung des Elias zu Weiß, der bei dem Flasbar'ſchen 

Haufe wohnte, Beziehung zu Piſtulka, der wegen dieſes Diebſtahls und Mor⸗ 

din te iſt, Ausſage der Polyka, daß Elias dort geſtohlene Gegenſtände 
ingebra j i - 

6) Diebſtahl bei Kirchner, Beuthen. — Beweis: Beziehung des Elias zu 
Piſtulka, der dafür bereits beſtraft, und zu Karwinsli, bei dem ein geſtohlenes 
Gewehr im Garten vergraben gefunden. a 

7) Kattowitzer Kaſſendiebſtahl und Mord des Malinowski. — Beweis: 
für Punkt 1 Valesca Richter und Marie Przpbylla, für Punkt 2 Ausſage 
der Dohriwolska (ſchon beſtraft) und des Korek lebenſalls ſchon beſtraft). 

8) Diebſtahl bei Miſiech, Gleiwitz. — Beweis: Ausſage des Miſioch und 


€ er. 
9) Diebſtahl bei Orzegowski, Antonienhülte. — Beweis: Fund einer Uhr 
von dieſem Diebſtahl herrührend, bei 25 ji * 
10) (Elias und Kolaſinzki). Diebſtahl bei Opitz, Jaſtrzemb. — Beweis: 
Beziehung des Elias zu Ludwina Adamesk und Audſage der Zeugen von 
Fehrentheil und der Gendarmen, die beide nach der That ergriffen. 
11) Elias und Karwinski). Diebſtahl bei Fedor Huhn, Zabrze. — Be⸗ 
weis; Ausſage der Valesca Richter. . 
12) (Elias und Kolaſinski). Diebftahl bei Herzberg, Zabrze. — Beweis: 
Ausſage der Valesca Richter. ; 
13) (Elias und Kolaſinski). Diebſtahl bei Köpper, Zabrze. — Beweis: 
Ausſage der Valesca Richter. 
14) (Elias und Kolaſinski). Diebſtahl bei Kuchelmeiſter, Beuthen. — 
Beweis: Marie Przyby lla. 5 - 
15) (Elias und Kolaſinski). Diebſtahl bei Kluge, Beutben. — Beweis: 


Marie Przybylla. . h 
16) (Elias). Diebſtahl bei Hager, Ruda. — Beweis: Valecsa Richter. 
17) a. (Kolaſinski). Diebſtahl bei Freudenthal, Beuthen. — Beweis: 
Ausſage des Nachtwächter Göppert (beitraft und verſtorden) und des Kolibius. 
b. (Elies). Diebſtahl bei Baumgart, Wenz lowitz. Beweis: Fund von ges 
ſtohlenen Sachen bei Karwinski. 
18) (Elias und Kolaſinski). Diebſtabl bei Grüttner, Beuthen. — Be⸗ 
var nu: des Viehhändler Richter, daß Kolaſinski ein geſtohlenes Jaquet 
ingebracht. 
19) (Elias und Manderla). Diebſtahl bei Altmann, Neudorf. — Be⸗ 
Pale Fund der geſtohlenen Handſchube bei Elias und Ausſage des Zeugen 
riemer. 
20) (Elias). Verſuchter Diebſtahl bei Joſeph Adler, Zabrze. — Beweis: 


Valesca Richter. Ne 5 4 
Diebſtahl bei Benjamin Adler, Zaborze. 


21) (Elias und Karwinskli.) 
Beweis: Valesca Richter. a 

22) (Elias und Kolaſinski). Diebſtahl in der Pfandkammer zu Beuthen. 
Beweis: Valeska Richter und Beziebungen des Elias zur Wrobel. 

23) (Studnik und Lukas). Diebſtahl bei Kallenbach, Dorotheendorf. 
Beweis: Der geſtohlene Ring bei Lukas und der Zündbolzbüchſe bei Studnik. 

2) (Eliag). Diebitahl im Kreishauſe zu Beuthen. — Beweis: Fund der 
geſtoblenen Sachen bei Karwinski. ' \ 

25) (Elias, Manderla und Karwinski). Diebſtahl bei Kaufmann Freund, 
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Ruda. — Beweis: Fund der Sachen bei den Hehlern, die die Gegenſtände 


von Elias geſchenkt belommen haben wollen., 8 
26) (Elias, Manderla, Ligiſchinski) Sattler'ſcher Diebſtahl, Antonienhütte. 
— Beweis: Valesca Richter. 


27) (Elias) Kaſſendiebſtahl zu Oswieneym — Beweis: Ausſage der Gilt, 


Fund von Elias gehörigen Sachen und Ausſage des Korek. f 
28) (Kolaſinski und die Hehler) Diebſtahl bei Comielowski, Polen. 
3 Geſtändniß von Kolaſinski. Ausſage des Kolibius , Wolff und 
egmund. 
0) (Koloſiacki und die Wrobel) Wrobelſcher Mord. Beweis: Ausſage 
der Januſchewen, Valesca Richter und Marie Przybylla. 


Ich habe natürlich nur die Hauptbeweisgrüude angegeben, die übrigen 
ergaben ſich aus den bisberigen Verhandlungen. Der Staatsanwalt knüpft 
am Schluſſe ſeiner 2% Stunden dauernden Rede noch einige Bemerkun⸗ 
gen über das Benehmen der Angeklagten während der Verhandlungen an. 
Kein einziger habe ein Geſtändniß gemacht, nur Kolibius ſei eine Ausnahme 
bierbon geweſen. Alle leugneten hartnäckig, ſelbſt die geringfügigſten Neheu⸗ 
umftände, die mit der Anklage in Verbindung ſtehen. Die Entlaſtungs⸗ 
beweiſe ſeien alle in kläglichſter Weiſe geſcheitert. 2 

„Kein einziger, meine Herren, hat ein Geſtändniß gemacht, ein Beweis, 
wie gefährlich und geſchloſſen die ganze Bande iſt; ſelbſt Kelibius will von 
ae wiſſen uno hat nur das geſtanden, was auf feine eigene Perſon 

ich bezieht. 

„Was uns in dieſem Proceß hauptſächlich entgegentritt, das ift die koloſ⸗ 
ſale und weitverzweigte Hehlerei und dieſe iſt ein Hauptgrund, daß die 
Diebesbande fo lange ſortpegetiren konnte. Denn ſolche Verbrechen ſind 
nicht möglich, wenn der Dieb keinen Hinterbalt findet. Die Hebler aher be⸗ 
wüken, daß feine Thätigkeit fruchtbringend wird, ſie bewirken den Umias 
und in welcher Weiſe dies geſcheben ſein muß, beweiſt, daß bei den Haus⸗ 
ſuchungen nur wenige Objecte gefunden wurden. Auch boten dieſe Hehler 
den Dieben Schlupfwinkel. Darum iſt auch die Unterſuchung gegen die 
Hehler mit ſolcher Energie geführt worden und noch heute bin ich mit ſolchen 
nicht zu Ende; noch gegenwärtig werden neue Hehler er: 
mittelt. 

„Wenn Sie, meine Herren Geſchwornen, alles das erwägen und ſich nicht 
an fleinliche einzelne Punkte halten, dann wird Ihnen über die Scpuld der 
Angeklagten kein Zweifel enifichen und Sie werden im Sinne der Anklage 
ihre Beſchlüſſe faſſen“. , 

Es tritt eine Pauſe von 15 Minuten ein. 

Die niederſchmetternde Anklage des Staatsanwalts, der alle Angeklagte 


auch bei dem Morde 17 macht er nochmals auf die Glaubwürdigkeit reſp. 
Unglaubwürdigkeit dieſer Zeugen aufmerkſam und ſtellt den Geſchworenen in 
Hinblick auf dieſen Umſtand das Verdict anheim. 

Juſtizrath Schmiedecke erwähnt, nach einigen einleitenden Bemerkun ; 


gen über die vorgefaßte Meinung, die Gerüchte im Publikum und die Ar⸗ 


‚titel der Zeitungen ſolchen Angeklagten ſchädliche Weiſe gegenüber erwecken 
können, erwähnt der Vertheidiger, daß das Vorleben Kolaſinski's nicht fo 
ſchlimm ſei, wie er annahm. Seine Offerte iſt zwar nicht empfeblenswerth, 
aber er iſt heißblütig und Pole von Geburt. Sein Leugnen iſt nicht Be⸗ 
weis ſeiner Gefährlichkeit. 


ſuchen die Ausſagen der Valesca Richter und Marie Przybylla zu entktäften, 
andere fie auf ihre Unglaubwürdigkeit hinzuweiſen. 

Nur in einem Falle unter den 8 Diebſtählen, deren? Kolaſinski bezüchtigt 
iſt, halt Vertheidiger den Beweis beigebracht. In den übrigen Fällen, wie 
auch bei dem Wrobel'ſchen Morde, ſei nur das Zeugniß der unglaubwür⸗ 
digen Valesca Richter vorhanden. 5 
Grund gehabt, den Wrobel zu ermorden, da er mit der Wrobel, nicht ſo wie 
Elias in intimen Beziehungen ſteht. 


35 Minuten. > 55 

Rechtsanwalt Gſonek iſt Vertheidiger der Wrobel und ſucht, nachdem 
auch er das Zeugniß der Valeska Richter und Marie Przybylla für unglaub⸗ 
würdig betrachtet, in einer längeren Rede zu erweiſen, daß ſie den Mord 
ibres Mannes nicht veranlaßt und angeſtiftet hat, höchſtens könne ſie wegen 
Meineides beſtraft werden, weil ſie beſchworen habe, überhaupt gegen Nie⸗ 
manden den Verdacht der Thäterſchaft zu haben. Er plaidixt für nichtſchuldig. 

Rechtsanwalt Gſonek plaidirt ebenfalls für Manderla und Lukas und 
ſtellt das Verdict den Geſchworenen anbeim. 

Der Maler Anton Ligiſchinski, der ſich bis jetzt bereits durch eine einer 
beſſeren Sache würdige Frechheit ausgezeichnet hat, vertheidigt ſich, bevor 
er die ee Vertheidiger überläßt, ſelbſt: 

„Meine Herren, Valesca Richter bat in Betreff der Sattler'ſchen 2 Lügen 
ausgeſagt, ich ſei aus Beuthen und Maler (polniſch Malirſch). Ich bin aber 
nicht aus Beuthen und auch nicht Maler — ſondern Anſtreicher und Ladirer. 
Zupörderſt kann ich den Beweis liefern, daß ſich hier ein Maler Durek aufhält 
und daß ich alſo nicht allein beſtrafter Maler aus Beuthen bin. Außerdem 
brauche ich mit dem Namen Malirſch nicht gemeint worden zu ſein; denn es 
exiſtiit ein Mann dieſes Namens. Was die Przybylla anlangt, ſo hat fie 
geſagt, ich hätte ihre Eltern 2 Mal beſucht, das eine Mal hätte ich Locken 
gehabt, das andere Mal war mein Haar geſchoren. Dies ift eine Lüge; 
denn in dieſem Monat hatte ich geſchorene Haare. Außerdem iſt ſie geiſtes⸗ 
ſchwach; denn ſie hat in der Vorunterſuchung angegeben, ſie habe ſich dem 
Elias hingegeben; wenn ſie geſund wäre, könnte ſie ſich nicht ſo ungenirt 
darüber auslaſſen; denn im 15. Jahre beginnt (unverſtändlich) beim weib⸗ 
lichen Geſchlecht.“ 

Ligiſchinski endete unter allgemeiner Heiterkeit feine Vertheidigungsrede. 
Der Juſtizrath Walter, ſein Vertheidiger, macht beim Beginn ſeiner Rede 
aufmerksam, daß die meiften hier vorgebrachten Sachen nicht jo viel Erwäh⸗ 
nung gefunden hätten, wenn ſie nicht mit Elias und Kolaſinski in Verbin⸗ 
dung vorgekommen wären und beſtreitet, daß, wie man annimmt, Ligi⸗ 
ſchinski und Studnik, für deren Freiſprechung er plaidirt, Mitglieder einer 
organiſirten Diebesbande geweſen ſeien. 

Karwinski iſt unter keinen Umſtänden des Diebſtahls, höchſtens der 
einfachen Hehlerei für ſchuldig zu erachten. Er iſt noch nicht beſtraft. Die 
Karwinski ift böchſtens der einfachen Hehlerei für ſchuldig zu erachten. 

Vertheidiger Referendar Dr. v. Roſenthal hat die Vertheidigung für 
die Ebeleute Simon und Richter übernommen. Er ficht ebenfalls das Zeug⸗ 
niß der Valesca Richter an, glaubt nicht, daß die Richter beeinflußt worden 
iſt, ſondern führt dieſelbe auf eine gewiſſe Böswilligleit zurück, die ſich bei 
krüppeligen Perſogen nicht zu ſelten vorfindet. Die MRichter'ſchen Eheleute 
find nur höchſtens der einfachen Hehlerei für ſchuldig zu erachten, bei den 
Ebeleuten Simon ſtellt der Vertheidiger den Geſchworenen anheim, fie ent: 
weder der einfachen oder gewohnheitsmäßigen Hehlerei zu beſtrafen. 

Vertheidiger Referendar Ur. Laſchinski plaidirt, während ich dieſen 


Przybylla. 


(Jortſetzung folgt.) 


—— — — ———— — 


Nachrichten aus dem Großherzogthum Poſen. 


—r. Poln. Liſſa, 5. Mai. [Mord.] Ein Gerücht durchlief geſteen 
unſere Stadt, das leider ſich als traurige Gewißheit etweiſen ſollte. Ein 
Mann, der wegen ſeiner Bildung ler hat katholiſche Theologie und Philologie 
ſtudirt) am allerwenigſten einer ſolchen That für fähig gehalten werden mußte, 
hat ſeine Frau durch Ecwürgen ermordet. Durchaus verkommen, wie er 
war, mußte er ſpäter auch von der Stellung als Bureau⸗Beamter 
beim Gerichte, in der er nur kurze Zeit beſchäftigt geweſen, ent⸗ 
laſſen werden. Den Mord hat er am bellen Tage begangen, nach einem 
Zanke mit ſeiner beklagenswerthen Frau, wie er bei Beiden faſt alltäglich 
vorkam. Der Thäter zeigte bei ſeiner Verhaftung einen Cyaismus, wie er 
Gott ſei Dank nur zu den großen Seltenheiten gehört; er bewies nicht die 
geringſte Reue und geſtand das Verbrechen ohne Weiteres ‚ein. Ob er dei 
der That unzurechnungefähig geweſen — wer wollte das nicht zur Ehre der 
Menſchbeit glauben — wird die Zeit lehren. 


Wien, 4. Mal. [Die Einnahmen der Lombardiſchen Eiſen⸗ 
bahn] (öfterr. Netz) betrugen in der Woche vom 22. bis zum 28. April 
615,806 Fl. ergaben 536 die entſprechende Woche des Vorjahres 
eine Mehreinnahme von 11,536 Fl. 


Auch dieſe Vertheidigung, ſowie alle übrigen, was ich jetzt gleich erwähne, 


Außerdem, was hätte Kolaſinski für einen 


Die Sitzung wird um 42 Uhr vertagt und beginnt wieder um 3 Uhr 


Bericht um 5 Uhr zur Abſendung bereit mache, für die Eheleute Hettwer und 


0 


en, ah hy: no ae ga Ba En DET Re 
Een DENE NT, 


"Berliner Börse vom 4. Mai 1876. 


Eisenhahn-Stamm-Aotien, 


Amsterdaml0UFL) s T 3 18,0 b Divi 1874 ı 1875 
do. do. 2 K. 3 138 6% bs Anchen - Mastzi bl re 22,20 br 
London I Letr. 3 M. 2 20,36 ba Berg.- Märkische. 3 — 4 |:83,75-34,25 b 
Paris 100 Fres. ‚|8 T. 4 | 86,90 ba Borlin-Ankalt . . 2% s 4 105 da 
Betersburg1009B,| 3 M. 6½ 20 1.20 bs Berlin-Drasden ..| 5 — Is 12550 ba 
Warschau 1005R.| 8 T. 6468,20 ba Berlin-Görlitz „ . ‚| 0 e 4 Al me 
Wien 100 FL . 8 T. 40 169,35 d Berlin-Hamburg. 12% 10 4 172 50 
do. do.. . 2 M. 4½ 168,48 ba Berl. Nordbahn 0 N 
Berl,-Potsd-Magab,| 1 3 4 [81 d 
Fonds- und Geld-Ceurse. Berlin-Stottin . 1% — 1 120 br 
Staats-Anl. 4½ nl. 4½ 14,5% bz Böhm; Westbahn.“ 5 5 86 | 7425 bs 
do, 4 %ige d | 99,76 bz Bresläu-Freib,.. 7 5% 4 | 79 bz 
Btaats-Schuldscheine, . 3% 93,80 ba Cöm- Minden — 4 1101.28 br 
Präm,-Anleihe v. 1885 3% 131.10 B do, Lit. B.] 6 5 6 | 9,75 da 
Berliner Stadt-Oblig. 4½% 102,20 bag Cuxhaven. Tisenb.“ s 8ñẽ | — — 
[Berliner 441102 bz Dux-Bodenbach.B.| 0 oe 4 8.75 bıB 
= Pommersche 3% 84,75 bz Gal. Carl-Ludw.- B.] 8% 6 4 | 79,76 bz 
9 |Posensche neue. 4 95 K Halle-Sorau-Gub, | 0 0 1 1225 da 
Schlesische 3% 85,20 bz Hannover-Altenb, | 0 — 4 1:15,75 bs 
Kur- u. Neumärk, 4 7,80 bz Kaschau-Odoerberg| B — 5s | 43,50 b 
Pommersche. 4 | 97,50 B Kroupr, Rudolfb, | 5 6 15 | 47 bz 
8 Posensche 4 | 7,108 Ludwigsh.-Bexb. | ® 9 (4 118 b 
Preussis cho 4 97 B Mark.- Posener 0 90 4 | 2056 dz 
Westfäl, u. Rhein.] 4 | 98,25 bz Magdeb.-Halberst.] 3 — e980 bı@ 
3 Sächsische. 4 8,80 bs Magdeb.-Leipzig. 14 14. 4 1234,75 ba 
Schlesische 4 9,106 do, Lit, B.] 4 4 4 96,25 bıB 
Badische Präm.-Anl. 4 |118,25 ba NMalus-Ludwigeh. 6 6 4 [8,78 bz 
Baierische 4% Anleihel4 119,76 @ Nisderschl.-Mirk. 4 4 4 6 
Oöln-Mind. Prämiensch 3% 109,80 B Oberschl, A. C. D. E. 12 19% 134, 140-141 dz 
mme do. B. 12 las 5 129 b 
Kurk. 40 Thaler-Loose 253 ba Oesterr,-Fr. St.-B. 8 61, 4 |444-47,50 ba 
Badische 35 FL-Loose 136 B Oest. Nordwostb. 5 5 36 219 4 
Braunschw. Präm.-Anleiha 81,50 bz Oest.Südb.(Lomb.)] 1% | — 4 142130 ba 
Oldenburger Loose 134 bz Ostpreuss. Südb, „| 0 0 .j4 | 27 526 
— Rechte-O.-U.-Bahn] 6 6% 4 104.20 da 
Ducaten 9,34 bz Fremd. Bkn, 69, 88 O Reichenberg -Fard.] 4 % 4% (0, 5b 
Bover. 20,32 @ einliLeip, — — Rheinische .| 8 — 4 1196,10 ba 
Napoleons 16,18 bG |Oest. Bkn, 169,40 bz do. Lit.B.(4% gar.) 4 4 |a | 9340 ba 
Imperial — — Russ. Bkn, 206,25 bz Rhein-Nabe-Bahn 0 0 4 | 1470 m@ 
Dollars 4,175 6 i Rumän, Eisenbahn] 4 — 4 | 21-21,50 bz 
6 Terra tn ar 0 — 4 u bz 
Hypotheken € oxte, Stargard - Bosoner| 4 44 144,1101,30 bB 
9 5 2.2 Thüringer Lit, A.] 7 81, 4 127,50 be 
Krupp’schePartial-Obl, |6 13 nA * We vera 15 89 a 


f b. 4 
1 e gr 100,20 528 


Dontsche Hyp--B.-Pib. 4% 68,75 ba 


Kündbr, Ccnt-Bod.-0r 8 6 B Eisenbahn-Stanm-Prioritäta- Aotien. 


Unkünd, de. (1872) |1r1,60 bs 
do, rückzb. h 1165 108 b Berlin- Görlitzer 4 8 5 82 bas 
do, do do, 35 98,60 ba Berliner Nordbahn e — Ps, RER 
Bd.-Crd. R — — Breslau- Warschau 0 9 J2 — 

gr 1 fl Em do. 8 103,36 ba Halle-Sorau-Gub, | 0 9 |5 | % dae 
Kündb. Iyp. Schuld. do. 5 | 99,30 @ Hannover-Altenb, | 0 0 | | 3450 ba 
Hyp.-Ant ord.-G. C. Bs 100,75 bs@ Kohlturt-Falkonb.] 2% — 8 43,10 bzB 
Pomm, Hyp.-Briefe ..5 |105 6 Märkisch-Posener ‚| d 3½ 67 b 

40. eo, II. Era, 5 101.75 bz Magdeb.-Halberst.] 3% 2% 3½ 61,89 do 
Gotk. Präm.-Pf. I. Em. 5 109,10 ba do. Lit. C.] 5 5 6 90 50 

do, do. IL 110 106 ba Ostpr. Südbahn. 3% 5 |5 | 75,50 bed 

40. 8% Pf.rkzlbr a. 110%, les B Pomm, Centralb. 0 kr. 

40. 4½ do. do. m. 110% 4% 9,1 ba Rechte-O.-U.-Bahn] 8% 6% 3 198,25 0 
Meininger Präm.-Pfdb. 4 [101,50 be Rumüänler % 8 4 | 76,76 bz@ 
Dest. Sülberpfandbr., 6% 40 B Saal- Bahn. 2% o |5 | 26,50 bz 

do, Hyp.-Ord.-Pfdbr.|6 4» eimar-Gora, 8 24 |5 | 25 bza 

‚ Pidb.d.Ocst.Bd.-Or.-Ge, 5 | 87,40 B ö 
Lenden Bodencr.-Pfäbr. r 2 B 
do. 0. 
Südd. Bod.-Orod.-Tfdb. 5 12 8 Bank-Paplerd. 
de. do. un 2 98 8 Alle.Deul.Hand.-G.) 5 0 1 em. 
Wiener Silberpfandbr, 6% 41 @ AngloDeutscheBk.| 0 3 155.50 8 
— Berl. Kassen-Ver, 1½ 12,7 176 B 
Ausländische Fends. Berl.Handeis.-@es.| 7 5 „ 83 C 
Oest, Silberronto . 44½ 68,60 br@l., Ido. Pro- u. Hdle.-B. 10% 6% |t | 83,75 20 

(41.1. u. 1. fl. l. 10.) 1/10. 66,60 b Braunschw., Bank. 7%, | 6% 93.80 bzB 

do, Papierrente , q 4½ 55,25 bz Bresl. Disc. Bank | 4 2 4 162,25 vad 

(I,lgl./g u. 1. g..) U1 : 1.1.11. 58,0 [ Bresl. Kaklerbauk 9 0 4 — — 

do, 54er Pram.-Anl. 4 96.75 vB (b Bresl. Makl. Ver.-B.] 4 4 14 — — 

do, Lott.-Anl. v. 60. 6 99 90 bad Bresl. Wechslerb.| 3 4 1 66,25 6 

de, Oredit-Loose „ . — 304 bin Coburg. Cred.-Buk.] 4 21, 70,70 bB 

G. Ger Loose. — 261 B Danziger Priv.-Bk.] 6 7 1 117,25 0 
Busse, Präm.-Anl. v. 5415 176, % bz@ Dartntt. Croditbk. 10 6 ı | 98,60 ba 

do, do, 186615 172 bs Darmst, Zettelbk.] 6%, 54 93.10 bz& 

do., Bod.-Ored.-Ffdbr. 8 85,66 bz Deutsche Bank 8 3 1 72.75 bie 
de. Gent.-Bod.-Or.-Pfdb.ſs | 89,90 ba do, Reichsbank! — — 144156 b. 

Russ,-Poln,Schatz-Obl.|4 | 85 ba do, Hzp.-B. Berlin) 7% 14 11 | 92,83 bz& 
Poln, Pfndbr, III. Em. | — — ‚I Diec,-Comm.-Anth.| 4 7 1 1111,50 v 

Poln. Liquid.-Pfandbr. 468,50 ba Genossensch.-Unk.] 6 5 ı | 9,50 bie 

Amerik. rückz. p.1991/6 |104.25 bz do. Junge] 6 63 826 
do. do. 1886/6 101 30 ban Gb. Schuster u. C.] 0 0 1 13 bz 

do, 8% Anleihe. . 5 102,0 bz Goth. Grunderedb.] 9 — 14 106,80 520 

Französische Rents | — — Hamb. Vereins.-B. 11% | 945 4 117 @ 

Lal. neue de AnleihelS | 70,70 ba |Haunor. Bank, . . 6% 87% % 118140 ba 
Ital. Tabak-Obliz. . . 10,40 8 Konigeb. Ver.-Bank 5 5% a 17925 5 
Raab -Graz er 100 Thlr. L. 4 | 70,50 bzB Ladw.-B. Kwilecki| 6 — „ | 63 bz 

Rumänische Anleihe. 8 97 b. Leips. Ored,-Anst.| 9 7 4 118 6 
Türkische Anleiho. . 5 | 11,10 bs Luxemburg. Bank| 9 6% 4 100, 10 brB 
Unz. % 8t.-Kisenb.-Anl. s | 89,10 bz Magdeburger do. sch, 8% 104.75 E 
Schwedische 10 Thir-Locde — — Making.) ee 
Finnische 10 Thir-Loose 38,90 ba Moldauer Ldschk. 3 - 1256 
Türken-Loose 31,20 bed 2 Nordd, Bank... ./10 6 4 125,75 6 
( 5 D |9 a 93,75 6 

242 Oberlausitzer 0 2 44 62 U 
Eisenbahn-Prioritäts-Aotlen, Oest. Cred.-Actien 6% 5 4 299.4 ba 
Berg-Märk. Serie II. 4 93,78 8 Posner Prov,-Bank| 68 2 ( 97.80 bau 

3% 85,10 6 3 ‚ 
em r Ned 8 | 8 ja | 3825 ba 
4 Hess, Noräbahn|5 1103.50 de Sena 16 1 113473 b 
en 6 102.50 B Sächs. Bank. 10 10 4 119,0 ba 
Berlin-Görlitz. ......|b, IB Sehe, Orod.-Bank| ? 2% |4 | 79.50 bzu 
2 TA Ne ee Schl. Bank-Voreir 4 25 j EN 8 
1 1 1 5. Schl. Voreinsbank 1 BB S0 
r e ee Thüringer Bank. .|8 5 4 73 520 
— 8 Weimar, Bank. 3% 4 47 b 
— 40. ö 88 6 Wiener Unionsb, .| 5 20% 498 6 
do, do, H. 4 — 
4a . 1880 6 In Liquidatioa,) 
Cöln-Minden III. Löt. A ( 4 — Berliner Bank. 0 br tr. 88 8 
do. . Lit. B. 4% 99,50 8 Berl. Bankverein 4% 10 Ir. 81 bs 
do. . . IV. 4“ 92,0 B Berl. Lombard-B., 0 — tr.] 5,2 B 
do. . . V. 90 8 Berl. Prod-Makl.-B. 6 — ftr. — — 
Balle-Sorau-Guben . 6 | 96,75 bc Berl. Woechsler-B,| 0 — ftr. 42 6 
Hannover - Altenbeken % 95,25 @ Br.-Pr.-Wechal.-B.] 0 — kr. — — 
Märkisch-Posener . 4% 102 0 40. Hand. u. Enteop.] ® — Kr. — 
H.-M. Staatab. I. Ber. 4 | 7,25 8 Ceutralb. f. Genos | 6 — ftr. | 96,25 bz 

do, do, II. Ser. |95 @ Deutsche Unionsb | 3 ftr. 76 b 
de. do. Obl. L. u. II. 4 98 B Hannov. Disc. Bk 0 8½ tr. 87,25 8 
de, do, III. Ser. 4 | 96.50 ba Hessioche Bank 0 — ftr. 55 6 
Oberschles, 4. 114 — — Ndrschl. Cassenv.| @ — m] — 

do. Bi den 3 — — Ostdeutsche Bank. 8 — ftr. 85 6 
40. 1 Fr Pos,Pr.-Wechsl-B.| 0 — cr. — — 
de, Discs, 4 — Pr, Credit- Anstalt] 0 — fte. | 81 bz 
do. DR 3% 85,75 B Pr. Wechsler-Bnk.“ 0 — ftr, 1 - 
ET 7 — — Schl. Contralbank 2 | — . 2 
40. EEE 40 9,7 B Vor.-Bk. Quistorp| U — Ir | 6 etbz6 
an. Bee vo on 14 23 bz 
do. „ von 186015 13.76 bzB 
do. von 1878.4 91,25 6 Industrie-Papiers, 
do, von 1874, .[44,| 98. B Berl.Eisenb.-Bd-A.| 1% | — jdn, 115 B 
do, Briog-Neiesel4t,| 97,25 8 D. Elsenbahnb.-G.] 0 0 14 520 
do. Oosal-Oderb. El — do, Reichd-u. Co.-K.] 4 — 469 dz 
do, do. 5 — Märk. Sch. Masch. G.] 0 — 4 15,76 8 
do,Btargard-Posen|4 92,25 8 Nordd ‚Gummifab,| 6% 5 4 52,25 6 
do. 0. II. Km. | — — do. Hapierfabr.] 4 — 14) 11506 
do. do. III. En. 4% — — Wortend, Com.-G.] ® — ftr. 4394 
do, Ndrseld.Z web. % 76,46 8 
Ostpreuss. Südbahn. 0 101 @ Pr. Hyp.-Vers.-Act. 18% | 18 ja 126,75 bad 
to-Oder-Ufer-B. 6 104 B Schles. Feuervers,|17 20 4 3 0 
Schlesw. Eiseubabn , 4½% — — m 
Donnersmarkhütte| 4 — 1 117 
Ohsmnitz-Komotau s 32,2 bad Dortm. Union. . 0 — 4 7 bs 
Dux-Bedenbach. . 8 82 8 Königs- u. Laurah. 10 — 65,78 ba 
U. Emission . 6 40,90 bac Lauchhammer. 0 — 4 15 
Dun tr. 21,10 @ Marienhütte . . 7% — 14 63,56 B 
Sal, Carl-Ludw.-Bahn.5 | 80,80 bis ÄMoritzhütte, .. .. 0 4 
do, do, neue s | :3 @ Oschl. Eisenwerke. I — 88 
Kaschau- Oderberg. 5 | 57,60 ban Redenhütto 0 — 4 250 B 
Dag. Nordostbahn . . | 53,10 bs Schl. Kohlenwerke| © — 1411025 @ 
Ung. Ostbahn. .... % | 652 etbs@ jSchl,Zinkh.-Actiem| 7 — 4 | 83 bes 
Lemberg-Czernowils . % | 64,50 bad do, St.-Pr.-Act.] 7 — 4 — — 
do. do. II. s | 66,25 ba Farnowſtz. Bergb.] 0 0 ja | 3925 B 
do, do, III. s | 5625 bz jVorwärtshütte,, 1 — 6 16 
Mabrische Grenrbahn |5 63.60 @ 
Mähr,-Sch), Ceutralb. fr. 19 G Baltischer Lloyd .| 0 9 44 — — 
do, II. r. — — Bresl. Bierbrauer. 0 0 4414 — — 
Nronpr.-Rudolf- ahn 566.90 etb2& I Bresl. E.-Wagenb.] 6% 6% ja 4 @ 
Oesterr.-Frausösische 3 314 bz do, ver. Oelfabr.] 5 — 4 149,75 bz@ 
do do. II. 3 139256 bz Erdm. Spinnerei 4 — 4 10 8 
40. südl, Btaatsbahu|3 232,78 bz Görlitz. Eisenb.-B.] 2% — 4 146,90 B 
40. neus 3 233 bz Hoffm'a Wag. Fabr. 0 — 4 14 etbı& 
de. Obligationen 5 | 76.10 bz@ O.-Schl. Eisenb,-B.| 2 0 44 B 
Worschay-Wien II.. |5 | 94,25 bz Schl. Leinenind. .| 7% — 4 | 8340 4 
do, III. 5 1 0 8. Act.-Br. (Scholtz) 0 — tr. — — 
80, IV.. s | 83.25 bag de. Porzellan] 0 — 41 —— 
de, Va . ü | 83 ba Schl. Tuchfabrik 0 — 46 14 —— 
—ſ — lo, Wagenb.-Aust.| 0 0 ſr | 2758 1840 
Bank-Discont 4 pOt, Schl. Wollw.-Fabr.] 0 — 4 B cav 
Tombard-Zinafuss 6p0t. WilholmahütteMA,| 4 — 4 57 


Berlin, 4. Mai. Die Beruhigung, welche ſich an der Wiener Börſe 
in Bezug auf die politiſchen Berbalmije ſeit einigen Tagen zeigte, blieb au 
auf den Geſchaftsgang an bieſigem Platze nicht ohne woblihätigen Einflu 
und zeichnete ſich der heutige Verkehr denn auch durch eine recht feſte Ha 


worden. — 


bedarf 
Märk. 


Fraue 448%, Reichsbank 156, Disconto⸗Commandit 112%, Dortmunder 


Wien, 4. Mai. [In der heutigen General⸗Verſammlung der 
Eliſabetbbahn] wurde beſchloſſen, den am 1. Juli c. fällig werdenden 
Coupon der Stammactien, unter Heranziehung der Specialreſer ve, voll mit 
5 Fl. 25 Kr. in Silber einzulöſen. Der Linz⸗Budweiſer⸗Coupon ſoll mit 
4 Fl. 25 Kr. eingelöſt und die reſtirenden 75 Kreuzer ſollen zur Deckung des 
Ausfalles an den Betriebs⸗Einnahmen verwendet werden. Betreffs der Salz⸗ 
burg⸗Tiroler Coupons erklätte der Regierungs⸗Commiſſar, daß die Regierung 
das Betriebsdeficit diesmal, ohne damit ein Präjudiz für die Zukunft zu 
ſchaffen, in die Jahrestechnung einſtellen laſſe, jedoch ſolle die Frage wegen 
des Betriebs ⸗Deficits principiell geſetzlich geregelt werden. Sonach wird der 
Coupon vollbezahlt werden. 


Berlin, 4. Mai. [Productenbericht.] Roggen iſt bei beſchränktem 
Verkehr auf Termine im Werthe nicht viel verändert, aber die Haltung iſt 
feſt und für Mai hat man etwas beſſere Preiſe einzeln bewilligt. Loco fehlen 
Anerbietungen guter Waare, daher geht wenig um. — Roggenmehl feſter. 
— Weizen bat im Allgemeinen nur wenig Beachtung genoſſen, der laufende 
Termin iſt in Folge fortgeſetzter e URARBIE aber doch etwas beſſer bezahlt 

Hafer loco nur in feiner Waare behauptet, Termine entſchieden 
matter. — Rüböl unbelebt, aber doch ziemlich Preis haltend. — Spiritus 
etwas höher einſetzend, hat ſodann reichlichem Angebot gegenüber rückgängige 
Tendenz verfolgt. 5 

Weizen loco 180—225 M. pro 1000 Kilogr. nach Qualitat gefordert, 
pr. April⸗Mai 2014-202 M. bey, pr. Mai⸗Juni 2014-2024 M. 
bez., pr. Juni⸗Juli 205 — 205% —5 M. bez., pr. Juli⸗Aug. 208½ M. bez., 
pr. Auguſt⸗Seplember — M. bez., pr. September⸗October 210% —211—210% 
t. bez. Gekündigt 41,000 Ctr. Kündigungspreis 202 M. — Roggen loco 
146—165 M. nach Qualuat gefordert, ſchwimmend ruſſiſcher 147—151 M. 
bez., poln. 151 —153 M. bez., inland. 160165 M., defect ruſſ. 150 
M. bez., ab Bahn bez., pr. Frühjahr 1484-149 Mark bez., pr. Mal⸗Juni 
147147, —147 M. bez., pr. Jun. uli 147— 146% M. bez., per Juli⸗ 
Auguſt 147, 48-47 ½ M. bez., pr. Septbr⸗Oct. 150 —51—50% Mt. bez. 
— Gekündigt — Centner. — Kündigungspreis — Mk. — Gerſte loco 141 
bis 180 Mark nach Qualität gefordert. — Hafer per 1000 Kilo loco 150 bis 
190 M. nach Qualitat gefordert, oft: und weſtpreußiſcher 160 —182 M. 
ruſſiſcher 150—182 M., vommerſcher und mecklenburgiſcher 185 —187 Mark, 
böhmiſcher — Mark, ſchwediſcher 185 —187 M. ab Bahn bez. 

Spiruus loco „odne Naß per 10,00% pCt. 45,7 Wi. bez., „mit Faß“ 
pr. April⸗Mai 46,3—5—2 M. bez., pr. Mais Juni 46,3—5—2' M. bez., pr. 
Juni⸗Juli 46,8—46,9—6 M. bez., pr. Juli⸗Auguſt 47,9—48— 48,7 M. bez., 
pr. Auguſt⸗ September 48.9—.49— 48,7 M. bez., pr. September⸗October 49 — 
er 2 bez., per April — bez. Gel. 50,000 Liter. Kändigungspreis 

; ar 


Breslau, 5. Mai, 9% Uhr Vorm. Der Geſchaftsverkehr am heu⸗ 
tigen Markte war im Allgemeinen ſchwach, bei ſchwachen Zufuhren und 
unveränderten Preiſen. 

Weizen, nur feine Qualitäten gut behauptet, pr. 100 Kilogr. ſchleſiſcher 
weißer 16,60 bis 19,00 —21,00 Mark, gelber 16,30 — 18,40 bis 19,70 Mark, 
feinſte Sorte über Notiz bezahlt. . 

Roggen, feine Qualitäten blieben gut verkäuflich, per 100 Kilogr. 14,00 
bis 15,00 bis 16,60 Mark, feinſte Sorte über Notiz bezahlt. 

Gerſte ohne Aenderung, per 100 Kilogr. 13,00 15,00 16,00 Mark, 
weiße 10,50 —17,20 Mart. N 

Hafer in gedrückter Stimmung, per 100 Kilogr. 17,60 bis 18,70 bis 
19,60 Mark, feinſter über Notiz. 

Mais gut behauptet, per 100 Kilogr. 11,50—12,30 Mark. 

Erbſen gut preishaltend, per 100 Kilogr. 17—18—20,50 Mark. 

Bohnen wenig verändert, per 100 Kilogr. 14,80 — 15,80 — 16,50 Mark. 

Lupinen ohne Aenderung, per 100 Kilogr. gelbe 9,20 vis 11,10 Mark, 
blaue 9,40—1 1,30 Mark. 3 
je 0 1 Ban ſehr gedrückter Stimmung, per 100 Kilogr. 16,80-—17,80 bis 

ar 

Oelſaaten in matter Haltung. 

Schlaglein matter. 5 

Pro 100 Kilogramm netto ba und Pi, 


Schlag⸗Leinſaat . 27 25 
Winterraps 28 50 27 25 26 50 
Winterrübſen 27 25 26 — 25 25 
Sommerrübſen 28 50 27 50 26 — 
Leindottenr 26 25 FF 


— a 24 
Rapskuchen mehr beachtet, pr. 50 Kilogr. 7,30—7,60 Mark. 
een ne Kilogr. 9,20—9,70 Mark. 
53—60—62—68 Mark, — 
chfeiner über Notiz. 


e Depeſchen. 

Wolf's Telegr.⸗Bureau.) 

Wien, 4. Mat. Die Delegationen find auf den 15. Mai nach 
Peſt einberufen. 


Verſailles, 4. Mai, Abends. Budgetcommiſſion. Albert Grevy 
legte den Bericht vor, worin er verſchiedene Reductionen im Budget 
des Miniſterium des Aeußern vorſchlägt. Die Commiſſion ſprach ſich 
faſt einſtimmig für die Beibehaltung des unverkürzten Budgets aus. 


r 


. 


3 1 
. 


Stunden feſtgeſetzt. — In Neuenburg wurde heute unter zahlreicher 
Theilnahme der Bevölkerung das Denkmal des Reformators Wilhelm 
Farel enthüllt. f 

London, 4. Mai, Nachts. Unterhaus. Disraeli erklärte, er faſſe 
den Antrag James nicht nur als ein Tadelsvotum, ſondern auch als 
ein Mißtrauens votum auf, und ſetzte die Discuſſion auf den 11. Mai 
feſt. Northcote erklärte Wolff gegenüber, er halte eine Discuffion über 
die Verwaltung des Suez⸗Canals inopportun. 

Madrid, 3. Mai. Das von dem Deputirten Alvarez eingebrachte, 
gegen die Toleranz in Religlonsfragen gerichtete Amendement wurde 
von dem Miniſterpräſidenten Canovas del Caſtillo lehhaft bekämpft 
und bei der Abſtimmung mit 226 gegen 39 Stimmen abgelehnt. 

Philadelphia, 3. Mai. Von den für die Weltausſiellung be⸗ 
ſtimmten Gegenſtänden ſind bereits neun Zehntel aufgeſtellt worden. 


(Aus L. Hirſch's Telegr.⸗Bureau.) 

Peſt, 4. Mai. Miniſterpräſident Tisza iſt von Wien hierher 
zurückgekehrt und hat für heute Abend die Abgeordneten der vereinig⸗ 
ten liberalen Parteien zu einer Conferenz zuſammenberufen, um ihnen 
die officielle Mittheilung über den Inhalt der Wiener Abmachungen 
zu machen. Nur der neue Zolltarif ſoll ſo lange noch geheim ge⸗ 
halten werden, bis die Verhandlungen über die Reviſion der Zoll⸗ 
verträge abgeſchloſſen ſind. 

Paris, 4. Mai. Das „Börſenblatt“ ſchreibt: Auf beſonderen 
Wunſch des Präſidenten der Lombardiſchen Bahnen reift ein Mitglied 
des italieniſchen lombardiſchen Comites nach Rom. 


Selegapbiie Courſe und Börſennachrichten. 
n 0 Wolffs Telegr.⸗Bureau. tei 

ankfurt a. M., 4. Mai, Nachm. 2 Uhr. 30 Min. lußcgurſe. 
Londoner Wechſel 203. 82, Pariſer Wechſel 80, 95, Wiener Wechſel 169, 250 
Bobmiſche Weſtbahn 147, Eliſabethbahn 118%, Galizier 157%, 
joſen“) 223, Lombarden*) 74%, Norbmeitbahn 109%, Silberrente 5844, 
Papierrente 55%, Ruff. Bodencredit 85%, Nullen 1872 98%, Ruſſ. Ans 
leihe de — —, Amerikaner de 1885 101%, 1860er Looſe 99%, 1864er 
Looſe 261, 40, Creditact.“) 116%, Deft. Nationalb. 734,00, Darmſt Bank 
99, Brüſſeler Bank —, —, rliner Bankverein 80%, Frankfurter 
Wechslerbank 77 7, Deutſch ⸗öſterreichiſche Bank 90%, Meininger Bank 
777, Hahn ſche Effectenbank —, Reich bank 156%, Continental — —, 
Heſſ. Ludwigsbahn 100%, Oberhbeſſen 72%, Ungarische Staatslooſe 144, 00, 
do. Schtzw. alte 85%, do. neue 83%, Central⸗Paciſſe —, Türken —, 
n II. 59. Deutſche Vereinsbank —. Pardubitzer Actien —. 
lch 109 . belebten Umjägen internationale Speculationswerthe ſchließ⸗ 
ich ſehr feſt. 

Nach Schluß der Börſe: Creditactien 116%, Franzoſen 223%, Lom⸗ 
barden 74, 1860er Looſe —, Eliſabetbbahn 119%, Franz⸗Joſefsbahn —, 
Galizier —, —, Ungariſche Staatslooſe —, — Reichsbank —. 

*) Per medio reſp. per ultimo. 

15 g, 4. Mai, Nachmittags. [Schluß ⸗Courſe.] Hamburger 
St.⸗Pr.⸗A. 114. Silberrente 58%, Creditactien 167, Nordweſtbahn —, 
1860er Looſe 99%, Franzoſen 557, Lombarden 188 ½, Italien. Rente 70%, 
Vereinsbank 117, Laurahütte —, Commerzbank 85%, do. II. Emiſſton 
—, —, Provinzial⸗Disconto —, Norddeutſche 126, Anglo⸗ deutſche 55%, 
Internationale Bant 84, Amerikaner de 1885 96%, Köln⸗Mindener St.⸗A. 
3 eee do. 115%, Bergiſch⸗Märkiſche do. 84%, Disconto 

1. — Recht feſt. 

Hamburg, 4. Mai, Nachm. [Getreidemarkt.] Weizen loco feſt, aber 
ſtill, auf Termine matt. Roggen loco feſt, auf Termine ſtill. Weizen pr. 
Mai 206 Br., 205 Go., pr. Juli⸗Auguſt pr. 1000 filo 208 Br., 
207 Gd. Roggen vr. Mai 146 Br., 145 Gd., pr. Juli-Auguſt pr. 1000 
Kilo 148 Br., 147 Gd. Hafer feſt. Gerſte feſt. Rüböl unverändert, 
loco 614, pr. Mai 61%, pr. Detbr. pr. 200 Pfd. 63%. — Spiruus ſtill, 
pr. Mai 33%, pr. Juni⸗Juli 34%, per Juli⸗Au er 35%, per Sept.⸗October 
per 100 Liter -100% 87. Kaffee ruhig, Umſatz Sack. Petroleum behauptet, 
Standard white loco 12, 20 Br., 12, 00 Go., per Mai 12, 00 Gb., per 
Auguſt⸗December 12, 10 Gd. — Wetter: Schön. 

Liverpoel, 4. Mai, * Baumwolle.] (Schlußbericht.) 
Umſatz 12,000 Ballen, davon für Speculation und Export 2000 Ballen. 
— Stetig. Amerikaniſche auf Zeit % bis %, unter geſtrigen höchſten Noti⸗ 
rungen. 

Middl. Orleans 6%, middl. amerikaniſche 6%, fair Dhollerah 4%, 
midel. fair Dhollerah 4%, good middl. Dhollerah 4, mind. Dbollerab 
3%, fait Bengal 4%, good fair Broach —, new fair Domra 4%, good 
fair Oomra 4½, fair Madras 4 , fair Pernam 6%, fair Smyrna 5%, 
fair Egyptian 6% 

Antwerpen, 4. Mai, Nachm. 4 Uhr 30 Min. [Getreidemarkt.] 
(Schlußbericht.) Weizen unverändert. Roggen feſt. Hafer behauptet. Gerſte 
unverändert. 8 k 

Antwerpen, 4. Mai, Nachmittage 4 Ubr 30 Min. [Betroleums 
Markt.] (Schlußbericht.] Raffinirtes, Type weiß, loco 27% bez. und Br., 
pr. Mai 27% bez. und Br., pr. Juni 28 Br., pr. September 29% Br., per 
September⸗December 30 Br. Ruhig. . 

Bremen, 4. Mai, Nachmittags. (Betroleum, (Schluß bericht.) Stau- 
dart wbite loco 11, 25 bez., pr. Juni II, 40, pr. Juli 11, 50, pr. Auguſt⸗ 
December 12, 25. 


Meteorologiſche Beobachtungen auf der königl. Univerſitäts⸗ 
05 eee zu Breslau. 


Nachm. 2 U.] Abos. 10 U. 
399730 336,40 
+ 3°5 + 


Morg. 6 U. 
Luftdruck bei 0° 1 0 336%ö11 

Luftwärme 
en are 

unſtſättigung 

Wind e 
Wetter beiter. 2 
Wärme der Oder 7 Uhr Morgens 04. 


Breslau, 5. Mai. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 5 M. 66 Em. II.-B. 1 M. 72 Em. 
— — —— — 


e eee eee Stadt- Theater. 


Heute Nachmittag um 2 Uhr 17 
verschied nach m han Kran- Freitag, den 15 L 24. Vor- 
kenlager mein lieber, guter ſtellung bei 1 & Abonnement. 
Bruder, der Gutsbesitzer „Der gebeime Agent.“ Luſtſpiel 

1 in 4 Acten von F. W. Hadländer. 

Herrmann Krieger eernabend, den 6. Mai. Außer 
auf Ober-Schönheide, im Alter Abonnement. Erſtes Gaſtſpiel des 
von 73 Jahren. 4990] konigl. preuß. Rammerfängers Herrn 

Dies zeigt allen Freunden Niemann. „Lobengrin.“ 
und Bekannten des Entschla- Romantiſche Oper in drei Acten 
fenen statt jeder besonderen von Richard Wagner. (Lohengrin, 
Mittheilung, zugleich im Namen Herr Albert Niemann.) 


aller übrigen Leidtragenden, 
Lobe-Theater. 


mit der Bitte um stilles Bei- 
eig an iedrich Krieger: Freitag. 3. . M., „Die Keiſe 
edric s ag. 4 2 7 
Breslau, den 4. Mai 1876. durch Breslau in 80 Stunden.“ 
Die Beerdigung findet Sonn- Geſangspoſſe in 6 Bildern von H. 
Salingre. Muſik von G. — — 


den 7. Mai, Nachmittags 0 
2 Une, in Schönheide statt. dardt. (Helene Möwes, Frl. Sopbi 
a: | König.) [6782] 


Die Zuckerwaaren⸗Jabrikl ER 
von 8. Crzellitzer, 


Antonienſtraße Nr. 3 in Breslau, 
balt ihre Fabrikate in 1 und vorzüglicher Güte gütiger 
Beachtung anempfohlen. j 26] 
Preiſe anerkannt billig. 


Mai 4. 5. | 


rennt Pre cet 


autwortlicher Nedact : Dr. Stein. (In Vertretung: Dr. Weiz.) 
. Barih 1 Gompr (20. Briedrih) in Mrehlam 
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0 Fabrikgeſetz hat bei der zwelten Leſung den Ae 1 11 


